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Manfred Görtemaker

Westeuropa und die Sowjetunion

Entwicklungschancen des Ost-West-Verhältnisses in Europa

Die Ost-West-Beziehungen befinden sich ge-
genwärtig in einem Stadium der Unentschie-
denheit und Unsicherheit. Die Führungspro-
bleme im Kreml, die seit dem Ende der Ära
Breschnew bestehen und durch den Tod Jurij
Andropows und die Wahl Konstantin Tscher-
nenkos zu dessen Nachfolger als Generalse-
kretär des ZK der KPdSU nicht geringer wur-
den, sowie die Unwägbarkeiten des Wahl-
kampfes und des Ausgangs der Präsident-
schaftswahlen in den USA im November 1984
haben ein Klima geschaffen, in dem sich Hoff-
nung und Besorgnis mischen: Die Hoffnung,
daß eine veränderte personelle Konstellation
neue Kräfte zur Überwindung der bestehen-
den Ost-West-Spannungen freisetzen könnte,
und die Besorgnis, daß Führungsunsicherheit
politische Lähmung und damit die Fortset-
zung der Dauerkrise bedeutet, die mit der so-
wjetischen Zurückweisung des im NATO-
Doppelbeschluß vom 12. Dezember 1979 ent-
haltenen westlichen Verhandlungsangebots
über Mittelstreckenraketen in Europa und
dem Einmarsch sowjetischer Truppen in
Afghanistan Ende Dezember 1979 begann1)-
Mehr als vier Jahre dauert diese Krise nun
schon. Nach der sowjetischen Intervention in
Afghanistan kamen die Bemühungen um Ent-
spannung und Rüstungskontrolle nahezu völ-
lig zum Erliegen; vor allem zwischen den
USA und der Sowjetunion entwickelte sich
ein Spannungs- und Konfliktverhältnis, das in
vielem an die Zeit des Kalten Krieges erin-
nert2). Neuansätze einer kooperativen Politik
waren von gegenseitigem Mißtrauen, Kon-
frontationsrhetorik und der ständigen Beto-
nung des Fundamentaldissenses begleitet
und gelangten über bescheidene Anfänge
nicht hinaus. Die Stationierung amerikani-
scher Mittelstreckenraketen in Westeuropa
auf der Grundlage des NATO-Doppelbe-

Schlusses vom Dezember 1979 und der darauf-
hin von der Sowjetunion vollzogene Abbruch
der Gespräche über Rüstungskontrolle und
Abrüstung im November und Dezember 1983
— bei gleichzeitiger Ankündigung von Ge-
genmaßnahmen — markierten dann einen
weiteren Tiefpunkt in den Ost-West-Bezie-
hungen3).
Das Verhältnis zwischen Westeuropa und der
Sowjetunion blieb von dieser Entwicklung
nicht unberührt. Zwar nahmen die Spannun-
gen in Europa nicht in dem Umfang zu wie
zwischen den USA und der Sowjetunion; be-
grenzte Kontakte — vor allem im Bereich des
Ost-West-Handels, aber auch in den deutsch-
deutschen Beziehungen — wurden aufrecht-
erhalten. Doch konnte sich Europa vom Ver-
lauf der Weltpolitik nicht völlig abkoppeln.
Die Renaissance machtpolitischer und ideolo-
gischer Gegensätze wirkte sich auch in Eu-
ropa negativ auf die Zusammenarbeit zwi-
schen den Blöcken aus. Weitgehende Koope-
rationsmöglichkeiten, die sich während der
Entspannungsphase in den siebziger Jahren
aufgetan hatten, wurden wieder verschüttet;
die beiderseitige Bereitschaft, ungeachtet der
prinzipiellen Unvereinbarkeit der politischen,
ökonomischen und gesellschaftlichen Sy-
steme zu praktischen Regelungen zu gelan-
gen, um das Zusammenleben zwischen Ost
und West zu verbessern, ließ nach4).

Inzwischen mehren sich jedoch die Anzei-
chen für ein allmähliches Umdenken auf bei-
den Seiten. In einer Grundsatzrede über das
amerikanisch-sowjetische Verhältnis hat Prä-
sident Reagan am 16. Januar 1984 eine wich-
tige Neubestimmung der amerikanischen Po-
litik gegenüber der Sowjetunion vorgenom-
men und sich dafür ausgesprochen, die
UdSSR in einen Dialog einzubinden, „der so
ernsthaft und konstruktiv wie möglich ist und
der Förderung des Friedens in den Unruhege-



bieten der Welt dienen, den Stand der Rü-
stungen verringern und ein konstruktives Ar-
beitsverhältnis schaffen wird"5). Die Sowjet-
union beteiligt sich trotz der fortgesetzten
Aufstellung amerikanischer Pershing-II-Rake-
ten und Cruise Missiles in Westeuropa an der
Konferenz über Vertrauens- und Sicherheits-
bildende Maßnahmen und Abrüstung in Eu-
ropa (KVAE), die am 17. Januar 1984 in Stock-
holm begann, und kehrte am 16. März 1984
auch an den Verhandlungstisch der MBFR-
Konferenz in Wien zurück.
Die Verhandlungen über eine Reduzierung
strategischer Waffen (START) und die Ge-
spräche zur Begrenzung der Mittelstrecken-
raketen in Europa (INF) sind zwar weiterhin
unterbrochen, und auch die Konflikte und
Probleme, die seit mehreren Jahren das Ost-
West-Verhältnis belasten, bestehen unverän-
dert fort: die beiderseitige Aufrüstung, die
Anwesenheit sowjetischer Truppen in Afgha-

nistan, die Ungewißheit über die Entwicklung
der Lage in Polen, die Gegensätze in Afrika,
Mittelamerika und der Karibik sowie die
Krise im Nahen und Mittleren Osten. Aber
die Neuorientierung der amerikanischen So-
wjetunion-Politik — sofern es sich nicht nur
um Wahlkampfrhetorik handelt — und die
Wiederaufnahme der Verhandlungen über
Rüstungskontrolle und Abrüstung geben An-
laß zu der Hoffnung, daß sich das Ost-West-
Verhältnis nach Jahren der Stagnation und
Konfrontation in naher Zukunft doch ent-
krampfen läßt6 ).
Welche Rolle können die westeuropäischen
Staaten dabei spielen? Welche Entwicklungs-
chancen bestehen überhaupt für das Ost-
West-Verhältnis in Europa? Und wie können
die Beziehungen zwischen Westeuropa und
der Sowjetunion künftig gestaltet werden,
ohne das Atlantische Bündnis zu beeinträch-
tigen?

I. Weltpolitik im Wandel

Der Verlust an Stabilität im Kräfteverhältnis
zwischen Ost und West war in der zweiten
Hälfte der siebziger Jahre einer der wichtig-
sten Gründe für den Niedergang der Entspan-
nungspolitik. Er wurde westlicherseits verur-
sacht durch nachlassende Verteidigungsan-
strengungen im Vertrauen auf Fortschritte in
der Rüstungskontroll- und Abrüstungspolitik,
durch eine Überschätzung der Möglichkeiten
der Entspannung und vor allem durch die au-
ßenpolitische Schwäche der USA nach dem
Trauma des Vietnam-Krieges und der Bela-
stung durch die Watergate-Affäre, die zu ei-
ner zeitweiligen Lähmung der amerikani-
schen Handlungsfähigkeit führte. Auf östli-
cher Seite trugen das massive sowjetische
Aufrüstungsprogramm sowie die konse-
quente Ausnutzung der westlichen Schwäche
zur Durchsetzung sowjetischer Macht- und
Einflußerweiterung dazu bei, die Stabilität im
Ost-West-Verhältnis zu untergraben7 ).
Diese Destabilisierungsentwicklung wurde
inzwischen gestoppt. Die Politik der Reagan-

Administration hat die amerikanische Welt-
machtposition weitgehend konsolidiert; die
militärische Stärke der USA wurde wieder-
hergestellt, das Selbstwertgefühl der westli-
chen Führungsmacht wurde gestärkt, und im
wirtschaftlichen Bereich zeitigen die Bemü-
hungen um wirtschaftlichen Aufschwung in
der gesamten westlichen Welt erste Erfolge.
In der Sowjetunion dagegen sind die Pro-
bleme gewachsen8): Die wirtschaftlichen
Schwierigkeiten — vor allem in der Landwirt-
schaft und in der Versorgung der Bevölke-
rung mit Gütern und Dienstleistungen — sind
beträchtlich; die Höhe der Militärausgaben
und das außenpolitische Überengagement der
Sowjetunion haben diese Schwierigkeiten
noch verstärkt. Im sowjetischen Machtbe-
reich in Osteuropa gibt es Bestrebungen, sich
zumindest teilweise von der Kontrolle und
Bevormundung durch Moskau zu befreien. In
der sowjetischen Innenpolitik äußert sich Un-
zufriedenheit mit der Versteinerung und Im-
mobilität des politischen Systems, der Strenge
der Zensur und geistigen Überwachung, der
Sterilität der Berichterstattung in den sowje-
tischen Medien und den Begrenzungen der
Kontaktmöglichkeiten mit dem Westen.



überdies besitzt das Nationalitätenproblem
Sprengkraft für den staatlichen Zusammen-
halt. Und demographische Veränderungen
führen zu einem Rückgang des Arbeitskräfte-
potentials und Engpässen in der Produktion9 ).
Man muß nicht das Bild eines Riesen auf tö-
nernen Füßen beschwören, aber sicherlich ist
die Sowjetunion nicht so stark, wie die sowje-
tischen Interventionen in Afrika und Afgha-
nistan gelegentlich vermuten ließen, die sich
nicht nur als kostspielige militärische Aben-
teuer, sondern auch als politische Fehlschläge
erwiesen10).
Die Nachfolger Lenins haben es verstanden,
das Land zu industrialisieren, ihm einen
Weltmachtstatus zu verschaffen und das per-
sönliche Schicksal des einzelnen Sowjetbür-
gers eng mit dem Geschick des Regimes zu
verknüpfen, so daß die innere Stabilität der
Sowjetunion heute trotz aller Schwierigkeiten
ungleich größer ist als etwa diejenige Polens.
Aber mit den Folgen der Modernisierung, de-
nen sich das Regime bisher durch Verkru-
stung entzogen hat, wird sich erst die künf-
tige Führungsgeneration der Sowjetunion
auseinanderzusetzen haben. Entspannte Be-
ziehungen zum Westen könnten dabei helfen,
die anstehenden Probleme zu bewältigen.

1. Die sowjetische Führungskrise
Der sowjetischen Führungskrise kommt in
diesem Zusammenhang eine besondere Be-
deutung zu; denn von ihrer Überwindung
hängt die Reformfähigkeit der sowjetischen
Innen- und Außenpolitik ab, ohne die eine
Wende in den Ost-West-Beziehungen schwer
möglich ist. Der Tod Jurij Andropows und die
Wahl des 72jährigen Konstantin Tschernenko
zum neuen Generalsekretär des Zentralkomi-
tees der KPdSU haben die Krise an der Spitze
der sowjetischen Führung nicht beendet, son-
dern nur aufs neue sichtbar gemacht. Die poli-
tische Statur und das Alter Tschernenkos
sprechen dafür, daß mit ihm wiederum nicht
mehr als eine Zwischenlösung gefunden wur-

de).11 Tschernenko ist kein Mann der Zu-
kunft, sondern des Übergangs. Der seit lan-
gem fällige Generationswechsel in der sowje-
tischen Politik wurde nicht vollzogen, son-
dern steht noch bevor.

Die beiden Generationen, aus denen im ent-
scheidenden Maße die Bewerber für Füh-
rungspositionen erwachsen können, trennen
nicht weniger als zwanzig Jahre. Es ist die
Kluft zwischen den heute Siebzigjährigen und
den Fünfzigjährigen, die bisher nur selten
überbrückt wird. Leonid Breshnew zeigte in
seiner Amtszeit — anders als sein Vorgänger
Nikita Chruschtschow, der wiederholt die
Notwendigkeit der Umbesetzung von Ämtern
und der Förderung des Nachwuchses betonte
— einen ausgesprochenen „Respekt vor Ka-
dern". In den siebziger Jahren gab es kaum
Umbesetzungen von Spitzenpositionen und
demzufolge einen ständigen Anstieg des
Durchschnittsalters der sowjetischen Füh-
rung. Die Generation der Fünfzigjährigen, die
in den westlichen Ländern die Hauptlast der
politischen Verantwortung trägt, ist in der So-
wjetunion von der Verantwortung auf der
obersten Ebene so gut wie abgeschnitten; sie
wird blockiert durch die Generation der Sieb-
zigjährigen, die seit über vierzig Jahren —
seit Stalins „Großer Säuberung" — das Land
regiert und keine Neigung zeigt, die Macht
an Jüngere zu übergeben oder sie auch nur
mit ihnen zu teilen, sondern im Gegenteil ei-
nen Anspruch auf lebenslange Machtaus-
übung zu besitzen glaubt.

Diese Altersstruktur sorgt dafür, daß in ab-
sehbarer Zeit nicht nur erneut der Generalse-
kretär, sondern auch der weitaus größte Teil
des Politbüros ausgewechselt werden muß.
Mit Beginn des Verjüngungsprozesses könnte
dann eine Eigendynamik der Veränderung
entstehen, die sich auch auf die Inhalte der
Politik auswirkt. Untersuchungen des ameri-
kanischen Sowjetologen Jerry F. Hough zei-
gen, daß das Weltbild und die Wertvorstel-
lungen der gegenwärtigen Führung und der
nachfolgenden Generationen in vielerlei Hin-
sicht differieren *2). Am deutlichsten sind
diese Unterschiede in den Ansichten über die
Außenpolitik und in der Haltung gegenüber
Reformen im sowjetischen System der Wirt-
schaftslenkung.



Die alte außenpolitische Elite der Sowjet-
union stieß oft aus Hingabe an die internatio-
nale kommunistische Bewegung zur Außen-
politik; viele ihrer Vertreter arbeiteten aktiv
in der Komintern oder ihren Instituten. Die
Angehörigen der jüngeren Generation dage-
gen entschieden sich oft für eine Karriere im
außenpolitischen Bereich, weil sie sich für die
Beschäftigung mit dem Westen interessier-
ten, weil sie den Wunsch hatten, regelmäßig
ins Ausland reisen zu können, oder weil die
intellektuelle Herausforderung fremder Spra-
chen, Kulturen und Politiken sie reizte. Das
emotionale Motiv, der kommunistischen
Weltbewegung zu dienen, spielte bei ihnen —
wenn überhaupt — eine deutlich geringere
Rolle als bei der älteren Generation. Sie sind
daher auch weniger von dem Gedanken be-
sessen, in den kapitalistischen Ländern ge-
sellschaftlichen Wandel herbeiführen zu müs-
sen, sondern betrachten die Modernität des
Westens eher als eine Herausforderung für
die Sowjetunion, es dem Westen gleichzutun;
viele von ihnen sind starke Befürworter der
Entspannungspolitik ).13

Dies bedeutet keineswegs, daß die Vertreter
der jüngeren Generation sich die Sowjetunion
als subalterne, passive Macht wünschen. Aber
sie teilen in der Regel nicht die paranoide
Einkreisungsfurcht der Älteren, die auf den
Erfahrungen der zwanziger und dreißiger
Jahre beruht, seit dem Aufstieg der Sowjet-
union zur Weltmacht aber kaum noch eine
reale Basis besitzt. Die jüngere Generation
neigt deshalb zu einer rationaleren, ideolo-
giefreieren Außenpolitik, die nichtsdestowe-
niger die Außenpolitik einer Supermacht mit
ausgeprägten Interessen und Aspirationen
bleibt.
In der Wirtschaftspolitik sind sachliche Diffe-
renzen wichtiger als Generationserfahrungen.
Doch auch hier scheint die Reformfähigkeit in
der jüngeren Generation größer zu sein als in
der älteren14 ). Zudem fehlte es Breshnew und
auch Andropow offenbar an der nötigen phy-
sischen Energie, selbst erkannte Mängel
durch entsprechende Maßnahmen abzustel-
len, d. h. diese gegen institutionelle Wider-
stände durchzusetzen. Das Schicksal der Stu-
die von Nowosibirsk über die Notwendigkeit
umfassender Reformen im sowjetischen Wirt-
schaftssystem vom April 1983 ist dafür ein

Beispiel ). Die Forderungen15 nach einer Wirt-
schaftsreform und Verbesserungen im Kon-
sumgüterbereich blieben praktisch wirkungs-
los. Die Entscheidungen, die bereits im Au-
gust 1979 unter Breshnew und 1983 unter An-
dropow getroffen wurden, waren äußerst all-
gemein und stärkten in mancherlei Hinsicht
sogar die zentrale Kontrollstellung des Gos-
plan.
Auch hier steht der eigentliche Wandel also
noch bevor, und es ist nicht undenkbar, daß
ein jüngerer, gesunder, tatkräftiger und
kenntnisreicher Generalsekretär — wie man
ihn sich etwa mit dem jetzt 52jährigen Mi-
chail Gorbatschow vorstellen könnte ) — die
aus ökonomischen Gründen dringend gebo
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-
tene Wirtschaftsreform als günstige Gelegen-
heit betrachten wird, seine Autorität zu be-
weisen. Eine derartige Reform könnte eine
Abkehr von der Politik der Einkommensan-
gleichung, eine Vergrößerung der ökonomi-
schen Anreize, eine stärkere Öffnung der so-
wjetischen Wirtschaft gegenüber dem Welt-
markt und vor allem eine Reduzierung der
Militärausgaben beinhalten.
Der Verteidigungssektor ist dabei ein beson-
ders sensitiver Bereich17). Ohne eine Vermin-
derung der übermäßigen Militärlasten ist auf
Dauer eine Gesundung der sowjetischen
Volkswirtschaft nicht zu erwarten. Eine sol-
che Verminderung wäre nach der Erringung
der militärischen Parität mit dem Westen, um
die sich die Sowjetunion seit Jahrzehnten mit
enormer Kraftanstrengung bemüht hat, auch
durchaus möglich. Andererseits beruhen die
Weltgeltung der Sowjetunion und der Zusam-
menhalt des sowjetischen Imperiums einzig
und allein auf der Stärke der sowjetischen
Armee. Weder ideologische Überzeugungs-
kraft noch wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
qualifizieren die Sowjetunion als Weltmacht.
Die UdSSR ist und bleibt daher auf das Mili-



tär als Stütze ihrer Macht angewiesen. Nur
ein entsprechendes internationales Klima
wird deshalb die sowjetische Führung veran-
lassen können, die wirtschaftlich notwendige
Reduzierung der Militärausgaben tatsächlich
vorzunehmen.
Demnach wird es auch vom Westen abhän-
gen, welche Richtung die sowjetische Politik
in Zukunft nimmt. Die objektiven Erforder-
nisse deuten auf wirtschaftliche Reformen,
mehr Freizügigkeit und eine Verminderung
der Militärlasten; auf eine Außenpolitik, die
hilft, die innenpolitischen Probleme zu lösen,
ohne dabei nationale Erniedrigung zu erlei-
den; auf ein Verhältnis zum Westen, das we-
niger als in der Vergangenheit von der Furcht
vor Einkreisung beherrscht wird und mehr
von der Bereitschaft zur Zusammenarbeit und
zum gegenseitigen Verständnis. Niemand
vermag heute zu sagen, ob die künftigen so-
wjetischen Führer diesen Weg tatsächlich ge-
hen wollen. Aber der Westen muß ihnen —
im eigenen Interesse — zumindest die Mög-
lichkeit dazu lassen, darf ihnen den Weg dort-
hin nicht durch die Initiierung eines neuen
Rüstungswettlaufes, die Intonierung eines
neuen Kalten Krieges mit dem Ziel der Er-
schöpfung der Sowjetunion verbauen.
Man mag darüber streiten, ob nach Stalins
Tod im März 1953 Chancen verspielt worden
sind oder nicht. Aber der bevorstehende
Machtantritt einer neuen Generation in der
Sowjetunion eröffnet Gelegenheiten für den
Westen, die Beachtung verdienen — nicht im
antisowjetischen Sinne, sondern zum Nutzen
beider Seiten.

Gegenwärtig ist eine positive Wende in der
sowjetischen Politik jedoch noch nicht zu er-
kennen. Bereits am Ende der Ära Breshnew
und mehr noch unter Andropow, der sechs
von den 15 Monaten, die er als Parteichef im
Amte war, vor der Öffentlichkeit verborgen
blieb, vielmehr nierenkrank darniederlag, un-
fähig, seine Regierungsgeschäfte so wahrzu-
nehmen, wie es seine Stellung und der kom-
plizierte Gang der Weltpolitik erfordert hät-
ten, befand sich die sowjetische Politik im
Wartestand ). Ohne Urteils- und entschei18 -
dungstüchtige Führung verkümmerte sie zur
inspirationslosen Verwaltung. Unerfreuliche
Trends wurden nicht umgekehrt, sondern
fortgesetzt — in der Wirtschaftspolitik

ebenso wie im Verhältnis zum Westen 19).
Tschernenko ist noch um drei Jahre älter als
Andropow und — wie zuletzt Breshnew und
Andropow — ebenfalls nicht gesund. Er-
schwerend für die sowjetischen Außenbezie-
hungen kommt bei ihm noch hinzu, daß er in
erster Linie als ein Vertreter des Parteiappa-
rates und ideologischer Doktrinär gilt und of-
fenbar weder von der Außenpolitik noch von
der Wirtschaft besonders viel versteht 20 ).

2. Neue Aspekte
in der amerikanischen Politik

Auf westlicher Seite scheinen dagegen zur
Zeit die Voraussetzungen für eine Wende in
den Ost-West-Beziehungen günstiger als in
der Sowjetunion. Die westeuropäischen Län-
der sind ohnehin seit jeher zu einer Verbesse-
rung ihres Verhältnisses zur Sowjetunion be-
reit, soweit die politische Gesamtlage dies er-
laubt. Aber auch in den USA zeichnet sich ein
Wandel ab, der nicht nur mit dem gerade
anlaufenden Wahlkampf zusammenhängt,
sondern der Linie entspricht, die Präsident
Reagan seit Beginn seiner Amtszeit im Ja-
nuar 1981 verfolgt hat: den seit Vietnam und
Watergate zu beobachtenden Niedergang der
amerikanischen Weltmachtposition aufzuhal-
ten, sie rüstungspolitisch und ökonomisch
neu zu fundieren und ideologisch zu festigen,
um dann aus einer Position der Stärke heraus
den Verhandlungsfaden mit der Sowjetunion
wiederaufzunehmen 21 ).
Diese in ihrer Prioritätensetzung und zeitli-
chen Staffelung doppelte Struktur der
Reaganschen Außenpolitik ist in der Vergan-
genheit häufig mißverstanden worden. Die
Rückbesinnung auf die Strategie des „Con-
tainment" und der neue Realismus der
Reagan-Administration — nach den von stark
idealistischen Vorstellungen geprägten Car-
ter-Jahren — wurden fälschlich mit einem
Rückfall in den Kalten Krieg gleichgesetzt.
Tatsächlich hatte Reagan unmittelbar nach
seinem Amtsantritt die sowjetischen Führer



scharf verurteilt, die seiner Meinung nach für
sich sogar das Recht in Anspruch nahmen, „je-
des Verbrechen zu begehen, zu lügen, zu be-
trügen, um ihre Ziele zu erreichen" ). Kon22 -
frontation mit der Sowjetunion (und ihren
„Stellvertretern") kennzeichnete danach die
amerikanische Politik. Doch diese harte Hal-
tung war nach Ansicht der Administration
notwendig, um innenpolitisch die drastische
Erhöhung der Verteidigungsausgaben ) zur
Wiederherstellung der militärischen Macht
der USA zu begründen und im Kongreß
durchzusetzen und außenpolitisch das sowje
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-
tische und kubanische Expansionsstreben
einzudämmen. Durch eine Pause im Ost-
West-Dialog und eine Bestrafung der Sowjet-
union in Form von Wirtschaftssanktionen
und Entspannungsentzug sollten der Mos-
kauer Führung die Konsequenzen und Gren-
zen ihres Verhaltens unmißverständlich auf-
gezeigt werden. Ohne eine solche deutliche
Akzentsetzung konnte es nach amerikani-
scher Auffassung eine wirkliche Stärkung
Amerikas und Stabilisierung der Ost-West-
Beziehungen nicht geben.
Aber die Strategie, auf der diese Politik be-
ruhte, hielt — von Anfang an — Eindämmung
nicht für eine Alternative, sondern für eine
Voraussetzung der Entspannungspolitik. Au-
ßenminister Alexander Haig formulierte dies
bereits am . April 1981 in aller Klarheit:
Erst wenn die USA ihren Platz in der Welt
zurückerobert hätten,
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den sie in einer Kombi-
nation außergewöhnlicher Umstände in den
siebziger Jahren verloren, sei eine Verständi-
gung mit dem Gegner wieder möglich. Erst
dann, so unterstellte er, sei dieser Gegner an
wirklicher Verständigung und nicht nur an
einseitigen Zugeständnissen interessiert 4 ).
Inzwischen sind drei Jahre vergangen, in de-
nen die Reagan-Administration den ersten
Teil ihres Programms — die Stabilisierung
der amerikanischen Weltmachtposition —
großenteils realisieren konnte, auch wenn die
Mittel, mit denen dies geschah, im In- und
Ausland nicht immer gebilligt wurden. Mit

seiner Fernsehrede vom 16. Januar 1984 über
die Beziehungen zur Sowjetunion hat Präsi-
dent Reagan nun die zweite Phase eingeleitet,
in der es darum gehen wird, den Dialog mit
der Sowjetunion neu zu beginnen. Zwar hat
der Präsident seine Ansichten über das sowje-
tische System nicht geändert, wie er selbst
bekannte. Aber das bedeute nicht, daß man
nicht miteinander verhandeln könne. Wört-
lich erklärte Reagan: „Die Tatsache, daß kei-
ner von uns das System des anderen mag, ist
noch kein Grund, das Gespräch zu verwei-
gern. Die Tatsache, daß wir in einem Nuklear-
zeitalter leben, zwingt uns einfach dazu, mit-
einander zu reden." ) Die USA würden „in
redlicher Absicht"
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verhandeln. Wann immer
die Sowjetunion bereit sei, das gleiche zu tun,
würden die USA ihr „auf halbem Wege entge-
genkommen" ).26

Natürlich ist damit das Mißtrauen, das sich in
den Jahren der Konfrontation aufgebaut hat,
nicht aus der Welt geschafft. Die Reagan-Ad-
ministration hat nicht nur in Worten, sondern
auch mit Taten — zum Beispiel am Verhand-
lungstisch — zu beweisen, daß sie es mit ih-
ren Ankündigungen ernst meint, überdies
werden alle Ost-West-Gespräche bis Novem-
ber 1984 von der Ungewißheit über den Aus-
gang der Präsidentschaftswahlen in den USA
überschattet sein. Wenn Reagan wiederge-
wählt werden sollte, bestehen jedoch gute
Aussichten, daß er in seiner zweiten Amts-
periode danach streben wird, sich vor der Ge-
schichte als „Friedenspräsident" zu erweisen,
nachdem er sich in seiner ersten Amtszeit als
starker Präsident gezeigt hat, der nach den
vorangegangenen Erschütterungen in erster
Linie um Amerikas Macht und Glanz in der
Welt bekümmert war.

3. Die Rolle Europas
Nach dem Scheitern der Gipfelkonferenz der
Staats- und Regierungschefs der Europäi-
schen Gemeinschaft am 19. und 20. März 1984
in Brüssel fällt es schwer, von einer eigen-
ständigen Rolle Europas in der Weltpolitik zu
sprechen. Bereits der Fehlschlag des Athener
Gipfeltreffens vom 4. bis 6. Dezember 1983
hatte Zweifel hinsichtlich der künftigen Ent-
wicklung der Gemeinschaft aufkommen las-
sen: Der Europäische Rat hatte versagt; politi-
sche Richtlinien fehlten; die Vorstellungen
über Gestalt und Inhalt der Gemeinschaft



klafften auseinander ). Nach dem Debakel
von Brüssel aber ist
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man von einer gemeinsa-
men Zukunft Europas zunächst weiter ent-
fernt denn je. Selbst wenn man sich in abseh-
barer Zeit zu neuer Gemeinsamkeit zusam-
menfinden sollte, ist die Idee eines selbstän-
digen Europa als Handlungseinheit gegen-
über beiden Supermächten vorerst diskredi-
tiert.
Dennoch kann Europa sich aus seiner weltpo-
litischen Verantwortung nicht davonstehlen.
Die Europäische Gemeinschaft zählt wirt-
schaftlich zu den führenden Mächtegruppen
in der Welt; ihre Mitglieder verfügen über
starke konventionelle Streitkräfte, Großbri-
tannien und Frankreich auch über ein be-
grenztes Atompotential; und auch politisch
hat die Gemeinschaft trotz schwieriger Ent-
scheidungsfindung und mangelhafter Abstim-
mung bei außenpolitischen Fragen an Ge-
wicht gewonnen. Zudem ist die Skepsis ge-
genüber der Politik beider Supermächte unter
der Bevölkerung Europas in den vergangenen
Jahren ständig gewachsen; das Gefühl, Ent-
scheidungen Moskaus und Washingtons über
Krieg und Frieden hilflos ausgeliefert zu sein,
ist nicht nur innerhalb der Friedensbewegung
weit verbreitet ).28

Theoretische Erwägungen über eine Neutrali-
sierung Europas — Westeuropas oder West-
und Osteuropas vom Atlantik bis zum Bug —
oder über eine Position der „Äquidistanz" zur
Sowjetunion und zu den USA, wie sie gele-
gentlich angestellt werden, entbehren jedoch
bislang jeder realen politischen und militä-
rischen Grundlage ). Ein neutralisiertes
Westeuropa,
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d. h. ein weiterhin geteiltes Eu-
ropa (mit einem weiterhin geteilten Deutsch-
land), wäre politisch von vornherein nicht dis-

kussionsfähig; auf ein neutralisiertes, in Frei-
heit wiedervereinigtes Europa bis zum Bug
aber würde sich die Sowjetunion kaum einlas-
sen. Überdies wären dabei Fragen der inneren
Ordnung von Wirtschaft und Gesellschaft
und der Gewährleistung der äußeren Sicher-
heit zu klären, die unter den bestehenden Be-
dingungen des Ost-West-Konflikts unlösbar
scheinen.
Deshalb bleibt die feste Einbindung Westeu-
ropas in die Atlantische Allianz auch weiter-
hin eine Grundbedingung für die Politik
Westeuropas gegenüber der Sowjetunion. Auf
der Grundlage des gesicherten Bündnisses
mit den USA aber können die westeuropäi-
schen Staaten eine Brücke nach Osteuropa
und zur Sowjetunion schlagen und sich damit
zu Vorreitern einer Verständigung machen,
selbst wenn die Konfrontation zwischen den
Supermächten ein allgemeines Klima der Ent-
spannung noch nicht zuläßt ). Angesichts
der Zerstrittenheit der Europäischen Gemein
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schaft wird Westeuropa dabei nicht als Ein-
heit in Erscheinung treten können; die Bemü-
hungen des französischen Staatspräsidenten
Valöry Giscard d’Estaing und Bundeskanzler
Helmut Schmidts vom Frühjahr und Sommer
1980, trotz der sowjetischen Intervention in
Afghanistan die Gesprächskanäle mit der
UdSSR offenzuhalten, haben jedoch gezeigt,
daß auch bilaterale Kontakte hilfreich sind
und genutzt werden sollten. Der gegenwär-
tige Versuch westeuropäischer Regierungen,
die Gegensätze in der Rüstungspolitik durch
„Umrahmung", also durch Vereinbarungen auf
weniger strittigen Gebieten, zu entschärfen,
weist in die gleiche Richtung und enthält
ebenfalls Elemente eines Brückenschlages,
dessen Notwendigkeit sich aus der europäi-
schen Interessenlage ergibt ).31

II. Perspektiven der sowjetisch-westeuropäischen Beziehungen
Die Beziehungen zwischen Westeuropa und
der Sowjetunion werden auch in den kom-
menden Jahren vornehmlich zwei Bereiche
betreffen: den Ost-West-Handel und die Ge-

staltung des politischen Verhältnisses, wobei
der Schwerpunkt auf den Gebieten der Rü-



stungskontrolle und sicherheitspolitischen
Vertrauensbildung liegen wird, für die es mit
der MBFR-Konferenz und der KVAE auch be-
reits einen Verhandlungsrahmen gibt, wäh-
rend die Begrenzung der nuklearen Mittel-
streckenrüstung eines neuen Anlaufes bedarf,
der bisher an der prinzipiellen Unvereinbar-
keit der Positionen beider Seiten nach Beginn
der westlichen Nachrüstung gescheitert ist.

1. Die Entwicklung des Ost-West-Handels

Der Wunsch der UdSSR, durch den Import
westlicher Technologie die Entwicklung und
Modernisierung der sowjetischen Volkswirt-
schaft zu fördern, war Ende der sechziger und
zu Beginn der siebziger Jahre ein wichtiges
Motiv für die Einleitung der Entspannungspo-
litik* ). Obwohl die überaus hohen Anfangs-
erwartungen nicht erfüllt wurden und die er-
hoffte Konkurrenzfähigkeit sowjetischer Pro-
dukte auf dem Weltmarkt ausblieb, hat der
Ost-West-Handel für die Sowjetunion erheb-
liche Vorteile gebracht. Lediglich im Handel
mit den USA wo das Jackson-Vanik-Amend-
ment vom 3. Januar 1975 einen politischen
Rückschlag bedeutete und zur Kündigung des
sowjetisch-amerikanischen Handelsvertrages
von 1972 durch die Sowjetunion führte,
erwies sich der Wirtschaftsaustausch als
schwierig, zumal die amerikanische Sank-
tionspolitik nach der sowjetischen Interven-
tion in Afghanistan und der Verhängung des
Kriegsrechts in Polen neue Schwierigkeiten
aufwarf.
Insgesamt jedoch expandierte der sowjetische
Westhandel seit Beginn der siebziger Jahre
mit relativ hohen Zuwachsraten, wobei West-
europa der mit Abstand wichtigste Handels-
partner der Sowjetunion war. 95% der sowjeti-
schen West-Ausfuhren — in erster Linie
Energielieferungen — fanden 1982 Absatz auf
westeuropäischen Märkten, nur 4% in Japan
und gar nur 0,8% in den USA Umgekehrt
stammten 62,5% der sowjetischen West-Im-
porte aus westeuropäischen Ländern, 15,4%
aus Japan (vornehmlich Maschinen und Ein-
richtungen für die sowjetische Energiewirt-
schaft) und 10,9% aus den USA, nachdem Prä-
sident Reagan Ende April 1981 sowjetische

Getreidekäufe in den USA wieder zugelassen
und die amerikanische Sanktionspolitik ge-
genüber der Sowjetunion gelockert hatte33 ).
Während die kleineren RGW-Länder ab
Mitte der siebziger Jahre ihre Importe aus
dem Westen drastisch verringern mußten, um
ihr Handelsbilanzdefizit auszugleichen, und
durch laufende Kreditaufnahmen im Westen
in zunehmende Finanzierungs- und Verschul-
dungsprobleme gerieten, die Anfang der acht-
ziger Jahre im Falle Polens und — wenn auch
weniger gravierend — Rumäniens zur fakti-
schen Zahlungsunfähigkeit führten, blieb die
Westhandelspolitik der Sowjetunion von aku-
ten Zahlungsschwierigkeiten verschont. Die
Nettoverschuldung der UdSSR betrug 1982
10,10 Milliarden US-Dollar, nachdem sie 1980
bei 9,30 und 1981 bei 12,44 Milliarden US-Dol-
lar gelegen hatte. Das viel kleinere und an
Rohstoffen und Energie arme Polen dagegen
war 1982 im Westen mit 23,76 Milliarden US-
Dollar verschuldet, die DDR immerhin noch
mit 11,09 Milliarden. Die Zinsendienstquote
(rechnerische Zinsen aufgrund durchschnittli-
cher Zinssätze auf dem Euro-Geldmarkt in
Prozent der Exporte in die OECD-Länder) be-
trug deshalb bei der Sowjetunion 1982 nur 4,2,
diejenige Polens dagegen 70,9 (Ungarn 40,1;
Rumänien 31,1; DDR 18,5)). Durch die Stei34 -
gerung der Energiepreise in den siebziger
Jahren war die Sowjetunion, die selber in gro-
ßen Mengen Erdöl (und jetzt auch Erdgas) ex-
portiert, in der Lage, ihre Importe aus dem
Westen auszuweiten, ohne — wie andere
RGW-Länder — an eine kritische Verschul-
dungsgrenze zu stoßen.
Die Sowjetunion blieb deshalb für die westeu-
ropäische Wirtschaft ein interessanter Part-
ner. Zwar sind die weiteren Aussichten für
den Handel mit der Sowjetunion nicht mehr
so günstig wie zu Beginn der siebziger Jahre,
da der mengenmäßige Rückgang der sowjeti- •
sehen Energieexporte in den Westen — trotz
des Erdgas-Röhren-Geschäfts mit Westeu-
ropa — und die Stagnation der realen Öl-
preissteigerungen zu Wachstumsbegrenzun-
gen des sowjetischen Westhandels führen
dürften35 ). Das Volumen dieses Handels wird
aber auch in der Zukunft groß genug sein, um
für Westeuropa einen wichtigen Anreiz zu
bieten, mit der Sowjetunion im Geschäft zu
bleiben. Überdies verdienen auch die politi-



sehen Wirkungen des Ost-West-Handels Be-
achtung, da eine positive Entwicklung der Be-
ziehungen auf wirtschaftlichem Gebiet auf
andere Bereiche übergreifen und der Zusam-
menarbeit insgesamt dienlich sein kann.

2. Sicherheit, Vertrauensbildung
und Abrüstung

Die Gestaltung des politischen und sicher-
heitspolitischen Verhältnisses zwischen
Westeuropa und der Sowjetunion ist eine
Aufgabe, die sich in den kommenden Jahren
als besonders schwierig erweisen dürfte.
Zwar haben beide Seiten in der Vergangen-
heit immer wieder ihre Bereitschaft und die
Notwendigkeit betont, in diesem Bereich
Fortschritte zu erzielen. Aber das allgemeine
Klima der Ost-West-Spannungen und die Pro-
blematik von Eingriffen in disproportionale
militärische Strukturen haben bisher nen-
nenswerte Erfolge bei den Verhandlungen
verhindert und werden auch künftig rasche
Ergebnisse nicht zulassen36 ).
Diese Vorbehalte gelten auch für die Begren-
zung der strategischen Nuklearrüstungen der
beiden Supermächte. Dennoch ist die Situa-
tion in Europa von derjenigen zwischen den
USA und der Sowjetunion in mehrfacher Hin-
sicht verschieden: Zum einen haben die euro-
päischen Länder — insbesondere die Bundes-
republik Deutschland mit ihrer neuen Ostpo-
litik — während der Entspannungsphase in
den siebziger Jahren politische Tatsachen ge-
schaffen, die einen Rückfall hinter die Positio-
nen von 1969 kaum zulassen; die Ostverträge
Bonns mit Moskau, Warschau, Ost-Berlin und
Prag sowie das Viermächte-Abkommen über
Berlin und die damit verbundene Anerken-
nung und Stabilisierung des territorial-politi-
schen Status quo in Europa sind schwerlich
revidierbar, ohne die europäische Ordnung
grundlegend in Frage zu stellen. Außerdem
hatten die Entwicklungen der Entspannungs-
politik weitreichende Folgen für Millionen
von Menschen im geteilten Europa; Verzicht
— etwä auf die ehemaligen deutschen Ostge-
biete — wurde gefordert und durchgesetzt,
Hoffnungen auf menschliche Erleichterungen
wurden geweckt und teilweise eingelöst. Die
persönliche Betroffenheit von Millionen
Menschen aber erlegt nun den europäischen

Regierungen die moralische Verpflichtung
auf, den eingeschlagenen Weg fortzusetzen
und die rechtlich-politische Klärung der euro-
päischen Nachkriegssituation durch Maßnah-
men der militärischen Entspannung und Ver-
größerung der Freizügigkeit zu ergänzen.
Dies unterscheidet die europäische Interes-
senlage erheblich von derjenigen der USA,
für die „detente" kaum mehr war als eine Be-
zeichnung für die abstrakte, menschenferne
Politik der strategischen Rüstungskontrolle.
Zum anderen befindet sich Europa an der
Nahtstelle zwischen Ost und West in einer
militärisch exponierten Lage. Ein Krieg in Eu-
ropa würde mit großer Wahrscheinlichkeit
binnen kurzer Zeit auf die nukleare Ebene
übergreifen und das Schicksal des Kontinents
besiegeln. Auch aus diesem Grunde müssen
die europäischen Regierungen — in Ost und
West — an Fortschritten in der Sicherheits-
politik besonders interessiert sein — und
zwar unabhängig davon, ob die USA und die
Sowjetunion in ihren Beziehungen zueinan-
der zu einer Entspannung ihres Konfliktver-
hältnisses bereit sind oder nicht.
Die Sowjetunion trägt diesen Tatsachen inso-
weit Rechnung, als sie an den europäischen
Abrüstungsverhandlungen bereits jetzt wie-
der teilnimmt. Es wäre jedoch falsch, daraus
schon auf günstige Erfolgsaussichten der
MBFR-Konferenz und der Verhandlungen
über Vertrauens- und Sicherheitsbildende
Maßnahmen in Europa (KVAE) zu schließen.
Die Wiener MBFR-Gespräche sind mehr als
zehn Jahre lang ohne greifbares Ergebnis ge-
blieben; ihr jetziger Stand legt den Schluß
nahe, daß man auf eine „Wende in Wien" wird
weiter warten müssen37 ). Und nach den Erfah-
rungen bisheriger Rüstungskontrollverhand-
lungen wird auch die eit dem 17. Januar 1984
in Stockholm abgehaltene KVAE nur zu ge-
ringen Resultaten führen, obgleich Maßnah-
men der Vertrauensbildung ohne Eingriffe in
die Substanz militärischer Potentiale leichter
zu verwirklichen sind als Abrüstungsmaßnah-
men, die konkrete Reduzierungen von Trup-
pen und Rüstungen verlangen38 ). In beiden
Fällen wird jedenfalls Geduld und zähe Klein-
arbeit notwendig sein, um auf längere Sicht
zum Erfolg zu kommen.



Gänzlich ungewiß ist zur Zeit noch das
Schicksal der unterbrochenen Verhandlun-
gen zur Begrenzung der Mittelstreckenrake-
ten in Europa (INF). Die Sowjetunion fordert
die Rücknahme der Stationierung der ameri-
kanischen Pershing-II-Raketen und Cruise
Missiles, die Ende 1983 im Zuge der Verwirk-
lichung des NATO-Doppelbeschlusses vom
12. Dezember 1979 in Westeuropa begonnen
hat; erst danach sei sie zur Rückkehr an den
Verhandlungstisch bereit. Der Westen be-
harrt demgegenüber auf seiner Position, daß
die westliche Nachrüstung notwendig sei, um
das sowjetische Übergewicht im Mittelstrek-
kenbereich in Europa auszugleichen, daß je-
doch über den Umfang der Stationierung —
bis hin zu einer beiderseitigen „Null-Lösung"
— verhandelt werden könne39 ). Es ist nicht
auszuschließen, daß angesichts der grundsätz-
lichen Unvereinbarkeit dieser Standpunkte
eine Verschmelzung von INF- und START-
Verhandlungen vorgenommen wird, um glo-
bale Lösungsmöglichkeiten zu eröffnen40 ).
Auf allen Verhandlungsebenen würde eine
Verbesserung des politischen Klimas zwi-
schen Ost und West — insbesondere auch
zwischen den USA und der Sowjetunion —
zweifellos helfen, Fortschritte zu erleichtern.
Denn Rüstungskontrolle ist in erster Linie
kein militärisches, sondern ein politisches
und ein psychologisches Problem. Politische
Entspannung und gegenseitiges Vertrauen
erst machen Rüstungskontrolle und Abrü-
stung möglich. Wenn der politische Wille
fehlt, nützen auch noch so lange und gründ-
lich geführte Verhandlungen wenig.

3. Rückkehr zur Entspannung
Kann es aber eine Rückkehr zur Entspannung
in absehbarer Zeit geben? Die Voraussetzun-
gen dafür sind gegenwärtig günstiger als in
den vergangenen Jahren, weil vor allem die
amerikanische Regierung zum Umdenken be-

reit scheint. Die Führungsschwäche der So-
wjetunion ist jedoch ein Hindernis, das nur
durch einen Klärungsprozeß innerhalb des
Kreml überwunden werden kann. Westeu-
ropa und die USA können durch eine Politik
der ausgestreckten Hand lediglich dazu bei-
tragen, entspannungsorientierte Kräfte in den
sowjetischen Führungskadern zu stärken und
Moskau den Weg zur Zusammenarbeit so
leicht wie möglich zu machen.
Stabilität und Gleichgewicht waren am Be-
ginn der siebziger Jahre wichtige Grundbe-
dingungen der Entspannungspolitik. Als sich
die Gewichte in der zweiten Hälfte der siebzi-
ger Jahre zugunsten der Sowjetunion ver-
schoben, bedeutete dies zugleich den Nieder-
gang und schließlich das Ende der Entspan-
nung. Heute ist die Position des Westens —
Westeuropas und der USA — weitgehend
konsolidiert, diejenige der Sowjetunion dage-
gen geschwächt. Wer eine Rückkehr zur Ent-
spannung wünscht, muß daher auf eine bal-
dige Überwindung der innersowjetischen
Schwierigkeiten hoffen. Eine handlungsfähige
sowjetische Führung hätte allen Grund, zum
Abbau des außenpolitischen Überengage-
ments, zur Behebung der drängenden Wirt-
schaftsprobleme und zur Eindämmung des
Wettrüstens nach Verständigung mit den
USA und Westeuropa zu streben. Umgekehrt
könnten Westeuropa und die USA von einer
solchen Entwicklung nur profitieren: Der Ost-
West-Handel würde gefördert; internationale
Krisen ließen sich gemeinsam entschärfen;
Spannungen und Konflikte in der Welt wür-
den gemindert; und in der Friedenssicherung
und Abrüstungspolitik wären — insbesondere
in Europa — Initiativen möglich, die zu einer
wirksamen Stabilisierung der sicherheitspoli-
tischen Lage führen könnten.

Wenn Vernunft die Welt regierte, wäre eine
realistische Entspannung auf der Basis von
Stabilität und Gleichgewicht die Politik der
Zukunft. Die westeuropäischen Regierungen
haben in den vergangenen Monaten immer
wieder zu erkennen gegeben, daß sie zu einer
Wiederannäherung bereit sind; dies gilt jetzt
offenbar auch für die USA. Es ist zu hoffen,
daß sich in Moskau die Nebel der Führungs-
krise bald lichten und eine Konstellation frei-
geben, die eine Rückkehr zur Entspannung
dort ebenfalls zuläßt.



Volker Rittberger

Europäische Sicherheit und die Neubewertung
der Kernwaffen in und für Europa

I. De-Nuklearisierungsinitiativen für Europa
Die Zweifel am Beitrag der Kernwaffenrü-
stung und -Stationierung zur Sicherheit in Eu-
ropa sind nicht erst mit den öffentlichen Aus-
einandersetzungen über den NATO-Doppel-
beschluß vom Dezember 1979 aufgetreten.
Frühe Formulierungen solcher Zweifel sind
schon vor etwa 30 Jahren in die Öffentlich-
keit getragen worden, als die Pläne der dama-
ligen Regierung der USA unter Präsident Ei-
senhower bekannt wurden, sog. taktische
Atomwaffen mit Trägern kurzer und mittlerer
Reichweite in Westeuropa zu stationieren.

Heute läßt sich feststellen, daß die präventi-
ven Zielsetzungen der damals kreierten Poli-
tik der Atombewaffnung — Kriegsverhütung
und Nichtdiskriminierung der Bundesrepu-
blik — zwar nicht verfehlt, aber mit immen-
sen Kosten und ohne die Herstellung stabiler
Friedenserwartungen erkauft wurden. Dem-
gegenüber wurden die auf Revision des Status
quo — Wiedervereinigung Deutschlands und
darüber hinaus Zurückdrängen der Sowjet-
union aus Osteuropa — gerichteten Zielset-
zungen nicht nur nicht erreicht, sondern in
ihr Gegenteil verkehrt: weder reagierte die
Sowjetunion auf die Militär- und Rüstungspo-
litik der NATO in Europa mit rüstungs- oder
blockpolitischen Konzessionen noch wurde
die Konsolidierung der DDR als zweiter deut-
scher Staat mit internationaler Anerkennung
verhindert.
Angesichts der seither tatsächlich erfolgten
Aufrüstungsprozesse in Europa und der damit
einhergehenden militärischen Nuklearisie-
rung erschiene es jedoch wenig plausibel,
wollte man unvermittelt zu den Forderungen
und Plänen der fünfziger Jahre zurückkehren,
die das Fernhalten von Atomwaffen und ein
militärisches Disengagement der beiden Pakt-
systeme in Europa bezweckten. Theoretisch
wie praktisch stellt es einen bedeutsamen
Unterschied dar, ob eine militärische De-
Nuklearisierung ex ante oder ex post ange-
strebt wird. Im zweiten Fall wird das Ziel nur
durch die Verfolgung von politischen Strate-
gien erreichbar sein, die mit langen Fristen
rechnen, Zwischenziele und -etappen be-
zeichnen und Möglichkeiten für das Einschla-
gen von Umwegen vorsehen. Diesen verän-
derten Ausgangsbedingungen tragen bei-

spielsweise die von der Palme-Kommission
insgesamt entwickelten und vom Kommis-
sions-Mitglied Egon Bahr noch weiter getrie-
benen Überlegungen zur militärischen De-
Nuklearisierung in Europa sowie der zuerst
von McGeorge Bundy, George F. Kennan, Ro-
bert S. McNamara und Gerard Smith zur Dis-
kussion gestellte Vorschlag eines Verzichts
der NATO auf den Ersteinsatz von Kernwaf-
fen )1 zumindest teilweise Rechnung.
Ausgehend vom Konzept der gemeinsamen
Sicherheit von Ost und West geht es der Pal-
me-Kommission*) um den stufenweisen Ab-
bau der nuklearen Bedrohung in Europa.
Nach ihrer Überzeugung geht die Hauptge-
fahr der Auslösung einer atomaren Eskala-
tion derzeit von den in Zentraleuropa beider-
seits der Blockgrenzen stationierten atoma-
ren Gefechtsfeldwaffen aus. Daher empfiehlt
die Kommission als einen Einstieg in die De-
Nuklearisierung „die Schaffung einer von ato-
maren Gefechtsfeldwaffen freien Zone, die
von Mitteleuropa bis in die äußersten nördli-
chen und südlichen Flanken der beiden Bünd-
nisse reicht"3). Als konkreten Beginn dieses
Prozesses faßt die Kommission einen zweimal
150 km breiten Streifen entlang der deutsch-
deutschen und der deutsch-tschechoslowaki-
schen Grenze ins Auge.
Gleichsam den Ansatz der Palme-Kommis-
sion zu Ende denkend formuliert Egon Bahr
in einem Sondervotum eine umfassende Ziel-
vorstellung für einen Prozeß der militärischen
De-Nuklearisierung in Europa:
„1. Alle Atomwaffen werden aus den Staaten
in Europa abgezogen, die nicht über sie verfü-
gen.
2. Auf dem Gebiet der konventionellen
Streitkräfte wird ein annäherndes Gleichge-
wicht zwischen NATO und Warschauer Pakt
hergestellt.
3. Die beiden Bündnisse mit ihren Verpflich-



tungen und Garantien bleiben unverän-
dert."4)
Ohne sich das Konzept einer atomwaffen-
freien Zone zu eigen zu machen, sind sich die
Befürworter des Verzichts auf den Ersteinsatz
von Kernwaffen der nachhaltigen Auswirkun-
gen eines derartigen Schrittes auf die sicher-
heitspolitische Strategie der NATO bewußt.
Dieser Vorschlag nährt sich im wesentlichen
aus dem Zweifel an der Glaubwürdigkeit ei-
ner solchen Drohung und damit an deren un-
terstellter Abschreckungswirkung, weil sie
von der unrealistischen Annahme der politi-
schen Beherrschbarkeit einer atomaren Eska-
lation im Kriege ausgeht. Hinzu kommt, daß
die Vorstellung von der Begrenzbarkeit nu-
klearer Kriegsführung z. B. in und auf Europa
weder für die Sowjetunion und den War-
schauer Pakt noch für die europäischen Ver-
bündeten der USA akzeptabel sein kann. In
dem mit „No First Use" überschriebenen Be-
richt der Union of Concerned Scientists heißt
es u. a.:
„— Die Unterscheidung zwischen konventio-
nellem und nuklearem Krieg ist von überra-
gender Bedeutung ...
— Eine sichere konventionelle Verteidigung,
die eine kraftvolle konventionelle Abschrek-
kung und, falls nötig, Erfolg im Einsatz ver-
sprechen kann, liegt im Bereich des mit er-
träglichen politischen und ökonomischen Ko-
sten Durchführbaren.
— Die gegenwärtige Strategie des Ersteinsat-
zes wird sehr wahrscheinlich zu der Katastro-
phe eines Nuklearkrieges führen; dies kann
intellektuell und moralisch nicht unterstützt
werden; sie wirkt im Bündnis desintegrie-
rend."5)
Die hier illustrativ für die gegenwärtige Dis-
kussion über die militärische De-Nuklearisie-
rung in Europa ausgewählten Stellungnah-
men gehen von der realistischen Vorausset-
zung aus, daß sich die Zahl der derzeit exi-
stierenden Kernwaffenmächte in absehbarer
Zeit nicht verringern wird. Sie stellen in
Rechnung, daß selbst unter den Befürwortern
der jetzigen NATO-Militärstrategie der flexi-

blen Reaktion eine Mehrheit den Kernwaffen
im Grunde keine Kriegführungsfunktion zu-
erkennt, also die atomare Schwelle eher ange-
hoben wissen will. Sie setzen schließlich auf
die politische Eigendynamik der Umsetzung
von Einstiegskonzepten (wie Teilrückzug von
Kernwaffen bzw. Verzicht auf den Ersteinsatz
von Kernwaffen), deren doppelte Qualität als
Begrenzung der Konfrontationsrisiken zwi-
schen Ost und West einerseits und als rück-
nehmbare rüstungskontrollpolitische Initia-
tive andererseits in einer demokratischen Öf-
fentlichkeit zustimmungsfähig sein dürfte.

Problematisch bleiben in dieser Diskussion
die Überlegungen zum Charakter der konven-
tionellen Verteidigung, die bei einer militäri-
schen De-Nuklearisierung wieder in den Vor-
dergrund der militärischen Sicherheitspolitik
rückt. Ist der Preis der militärischen De-
Nuklearisierung eine konventionelle „Nach-
rüstung" der NATO, um die behauptete kon-
ventionelle Überlegenheit des Warschauer
Pakts in Europa auszugleichen? Oder er-
scheint es zwingend, eine Art von Junktim
zwischen militärischer De-Nuklearisierung
und Fortschritten bei Rüstungskontrollver-
handlungen von der Art der MBFR-Verhand-
lungen herzustellen? Oder gehören gar De-
Nuklearisierung, Konventionalisierung und
strikte Abwehrorientierung zusammen, um
den Innovationscharakter einer Kursände-
rung in der militärischen Sicherheitspolitik
zu wahren?
Relativ vage erweisen sich auch die Ausfüh-
rungen in den erwähnten Stellungnahmen
zur Frage nach der Zukunft der Bündnissy-
steme in West und Ost. Auch wenn eine Auf-
lösung der Bündnissysteme eher unwahr-
scheinlich und ihr Weiterbestehen auch unter
den Bedingungen einer wie auch immer gear-
teten militärischen De-Nuklearisierung in
Europa zu erwarten ist, wird sich eine Über-
prüfung der Aufgaben und inneren Struktu-
ren der Bündnissysteme von selbst aufdrän-
gen. Darin liegt neben den unvermeidlichen
Risiken auch eine Chance zu einer politisch-
diplomatischen Rekonstruktion Europas.

II. Sicherheitspolitische Defizite der amerikanischen
und französischen kernwaffengestützten Militärstrategie
aus deutscher Sicht

Die oben angesprochenen, keineswegs völlig
neuen Zweifel am Beitrag der Kernwaffenrü-

stung und -Stationierung zur Sicherheit in
Europa wurden zwar durch die öffentlichen



Auseinandersetzungen über den NATO-Dop-
pelbeschluß von 1979 wieder belebt; sie fan-
den aber ihre inhaltliche Stütze in den über
einen engen Kreis von Experten hinaus sich
verbreitenden Einsichten in die für die Bun-
desrepublik Deutschland fatale Logik der mi-
litärischen Sicherheitspolitik ihrer Hauptver-
bündeten. Diese Logik der militärischen Si-
cherheitspolitik der USA und NATO einer-
seits sowie Frankreichs andererseits läuft
derzeit — von ganz unterschiedlichen Aus-
gangspunkten ausgehend — darauf hinaus, im
Falle des Versagens der nuklearen Abschrek-
kung den „ungewollte(n) Atomkrieg" (Daniel
Frei)6) oder „Weltkrieg wider Willen" (Dieter
S. Lutz) ) vom Territorium der USA bzw.
Frankreichs möglichst fernzuhalten und auf
Zentraleuropa (und ggf. andere Gebiete im
eurasischen Raum) zu begrenzen. Wie immer
auch die Einschätzungen der Durchführbar-
keit einer solchen Planung im Kriege und der
Akzeptanz eines derartigen Szenarios durch
die Gegenseite (also durch die Sowjetunion)
ausfallen mögen, die Praxis der militärischen
Sicherheitspolitik der Hauptverbündeten der
Bundesrepublik hat zur Folge, Zentraleuropa
zum Stationierungs- bzw. Zielgebiet der je-
weils modernsten konventionellen, nuklearen
und chemischen Waffen zu machen und im
Falle einer wo auch immer ausgelösten Krise
im Verhältnis der Supermächte untereinan-
der als Manövrierraum auch für militärische
Aktionen zur Krisenbewältigung zu benut-
zen.

1. Zur Sicherheitskonzeption der USA
Die militärische Sicherheitspolitik der USA
und die ihr zugeordneten militärstrategischen
Konzepte zielen auf Kriegsverhütung und, im
Falle eines „wider Willen" ausgebrochenen
Krieges, auf rasche Kriegsbeendigung durch
umfassende militärische, insbesondere nu-
kleare Abschreckung bzw. Verteidigung, die
es den USA und ihren Verbündeten erlaubt,
die Oberhand zu behalten („to prevail")8). Da-
bei sind zwei Varianten des Abschreckungs-
konzepts zu unterscheiden: Abschreckung
durch die Androhung eine untragbaren Ver-

geltungsschadens („deterrence by punish-
ment“; Vergeltungsabschreckung) und Ab-
schreckung durch die Androhung einer auf
allen Eskalationsstufen überlegenen Krieg-
führungsfähigkeit („deterrence by denial"; Ab-
schreckung durch Eskalationsdominanz). Die
Praxis der militärischen Sicherheitspolitik
der USA stellt einen Formelkompromiß zwi-
schen beiden Varianten dar, um die Glaub-
würdigkeitsdilemmata einer kernwaffenge-
stützten Militärstrategie zu verringern9 ).
Das grundsätzliche (Glaubwürdigkeits-)Di-
lemma der nuklearen Abschreckung liegt dar-
in, daß die Wahrscheinlichkeit, die Andro-
hung eines untragbaren Vergeltungsschadens
wahr zu machen, mit der Gefahr von Eigen-
schäden aufgrund einer entsprechenden geg-
nerischen Reaktion abnimmt. M. a. W., unter
den Bedingungen einer gesicherten nuklea-
ren Zweitschlagfähigkeit sowohl der USA als
auch der Sowjetunion ist die Androhung ei-
nes untragbaren Vergeltungschadens noch
am ehesten im Rahmen der strategischen Di-
rektbeziehung zwischen den Supermächten
glaubhaft. Dieser Sachverhalt zeitigt drei un-
terschiedliche, parallel eintretende Konse-
quenzen in der militärischen Sicherheitspoli-
tik der USA:
1. Sie tendiert dazu, die Strategie der Vergel-
tungsabschreckung für den Schutz des eige-
nen Territoriums zu reservieren (die USA
bzw. Nordamerika als Sanktuarium).
2. Im Verhältnis zu bündnisabhängigen nicht-
atomaren Staaten, vor allem in Westeuropa,
strebt sie eine Risikoverteilung derart an, daß
sie, um nicht mit dem eigenen Territorium
und dessen Bevölkerung haften zu müssen,
für den Schutz dieser Staaten auf Abschrek-
kung durch überlegene Kriegführungsfähig-
keit — auch mit sog. taktischen Atomwaffen
— („Eskalationsdominanz") setzt.
3. Dieses grundsätzliche Dilemma der nuklea-
ren Abschreckung gibt einen objektiven An-
reiz — für beide Supermächte —, die nu-
kleare Erstschlagfähigkeit zu erwerben, um
dem Glaubwürdigkeitsdilemma zu entrinnen



und der Gegenseite ein für allemal den eige-
nen Willen aufzuzwingen ).10

Neben dem grundsätzlichen (Glaubwürdig-
keits-)Dilemma der nuklearen Abschreckung
besteht das schon angedeutete, vor allem die
nichtatomaren Mitgliedstaaten der NATO be-
rührende strukturelle Dilemma der nuklea-
ren Abschreckung”) und der sich darauf
gründenden Mehrdeutigkeit der Schutzzu-
sage der USA im Bündnis. Die vermeintliche
Notwendigkeit des Ersteinsatzes von Waffen
aus dem euro-nuklearen Arsenal der NATO
beinhaltet einerseits ein hohes Selbstzerstö-
rungsrisiko für Europa, das im wesentlichen
die Kriegslasten zu tragen hätte, und anderer-
seits die Gefahr, daß bei einem entsprechen-
den Fortschreiten der Zerstörung Mitteleuro-
pas im realen Konfliktfall eine allgemeine
nukleare Reaktion der NATO nur noch den
Charakter einer Bestrafungsaktion gegenüber
der Sowjetunion hätte. Eine mit dem Risiko
der Vernichtung der USA verknüpfte Ankop-
pelung amerikanischer interkontinentaler
Atomwaffen wäre dann jedoch erst recht frag-
lich.
Diese aufgrund der Auseinandersetzungen
über den NATO-Doppelbeschluß einer breite-
ren Öffentlichkeit bewußt gewordenen Di-
lemmata der nuklearen Abschreckung im
Bündnis haben zu einer tiefgehenden Akzep-
tanzkrise der über die NATO vermittelten
militärischen Sicherheitspolitik in und für Eu-
ropa geführt. Als Belege für diese Feststel-
lung mögen neben Hinweisen auf die Frie-
densbewegung vor allem Äußerungen von
eher konservativ einzustufenden prominen-

ten Politikern wie Kurt Biedenkopf (CDU) so-
wie die vom Sozialwissenschaftlichen Institut
der Bundeswehr erhobenen Befunde dienen.
Kurt Biedenkopf, der sich im konservativen
Lager bisher am weitesten vorgewagt hat, gibt
dieser Akzeptanzkrise der kernwaffenge-
stützten Sicherheitspolitik wie folgt Aus-
druck: „Die nukleare Abschreckung ist als mi-
litärisches Instrument der Friedenssicherung
ungeeignet. Sie ist nur als politisches Instru-
ment der Friedenssicherung denkbar. Aber
selbst als ein Instrument der Politik wird sie
im demokratischen Konsens nicht dauerhaft
stabilisierbar sein. Denn der — in der Dro-
hung notwendig mitgedachte — Umschlag
der nuklearen Abschreckung von der politi-
schen Drohung zur militärischen Tat wäre zu-
gleich das Ende der Politik. Mit der nuklearen
Abschreckung als politischem System der
Friedenssicherung setzt die Politik gewisser-
maßen alles auf eine Karte. Sie gerät damit
selbst in eine Grenzsituation. In eine solche
Lage darf sich die Politik nie begeben. Auf
Dauer gesehen ist, gemessen an Politik in der
Grenzsituation, jede Alternative besser."12)

1) Vgl. dazu B. Meyer, Der Bürger und seine Si-
cherheit. Zum Verhältnis von Sicherheitsstreben
und Sicherheitspolitik, Frankfurt—New York 1983;
dort werden auf S. 179 ff. die von Ralf Zoll erhobe-
nen Daten analysiert; im Anhang (insbes. S. 265 ff.)
befinden sich einzelne Umfrageergebnisse und im
Literaturverzeichnis sind die herangezogenen Un-
tersuchungen von Zoll aufgeführt (S. 294).

Vorboten dieser in der Gegenwart festzustel-
lenden Akzeptanzkrise finden sich in Umfra-
gen, die vom Sozialwissenschaftlichen Institut
der Bundeswehr unter Leitung von Ralf Zoll
durchgeführt werden 13). Diese Umfragen ver-
mitteln Einsichten in die ambivalente Einstel-
lung der Bevölkerung zu Fragen der militäri-
schen Sicherheitspolitik: Auf der einen Seite
erfährt die Bundeswehr selbst eine starke po-
sitive Bewertung, zugleich erweist sich die
Bevölkerung über die für die Verwendung
der Bundeswehr gültige Militärstrategie der
NATO nur unzureichend informiert. Auf der
anderen Seite zeigt sich, „daß der Grad der
Verteidigungsbereitschaft erheblich abnimmt,
sobald in die Fragen Aussagen über die
NATO-Strategie eingebaut werden. Während
auf die schlichte Frage, ob sich die Bundesre-
publik .gegen einen militärischen Angriff
wehren sollte, zu allen drei Fragezeitpunkten
zwischen 57 und 64 % der Bürger dafür
stimmten, waren sie unter der Bedingung, daß
in einem solchen Krieg Atomwaffen einge-



setzt werden müßten, um die Jahreswende
1977/78 noch mit 19,0% dafür und mit 60,5%
dagegen und bei der letzten Umfrage im Fe-
bruar/März 1980 sogar im Verhältnis 15,2 zu
71,0 % dagegen"14,14).
Aus diesen und ähnlich gelagerten Befunden
kann zuverlässig geschlossen werden, daß die
westdeutsche Bevölkerung seit längerem
zwar die militärische Landesverteidigung mit
deutlicher Mehrheit bejaht und auch die da-
für erforderlichen materiellen Kosten, weni-
ger allerdings die persönlichen Lasten zu tra-
gen gewillt ist; eine militärische Sicherheits-
politik jedoch, die auf einem auch die nu-
kleare Kriegführung in Europa einschließen-
den Abschreckungskonzept beruht, wird von
ihr nachhaltig abgelehnt. Dies ist nur zu ver-
ständlich, „da mit Blick auf die Atomwaffen
befürchtet wird, ein neuer großer Krieg werde
weitaus schlimmer enden als der Zweite
Weltkrieg"; und schließlich ist aus Umfrageer-
gebnissen zu entnehmen, „daß sich die Ein-
sicht, ein neuer Weltkrieg würde in einen
Atomkrieg eskalieren, bei dem es keinen Ge-
winner mehr gibt, nach und nach in der Be-
völkerung durchgesetzt hat"15).
Diese Akzeptanzkrise der über die NATO
vermittelten militärischen Sicherheitspolitik
wird noch zusätzlich dadurch genährt, daß die
Reagan-Administration in ihrer Abschrek-
kungsstrategie das Element der sog. horizon-
talen Eskalation in jüngerer Zeit besonders
betont hat, wodurch die Sicherheit der nicht-
atomaren Staaten Westeuropas noch deutli-
cher als je zuvor globalstrategischen Kalkülen
der USA untergeordnet wird. In seinem Be-
richt an den Kongreß für das Haushaltsjahr
1983 weist Verteidigungsminister Weinber-
ger darauf hin, daß die USA im Falle einer
außereuropäischen bewaffneten Auseinan-
dersetzung mit der Sowjetunion sich vorbe-
hielten, Gegenoffensiven an Orten einzulei-
ten, „wo wir den Ausgang des Krieges beein-
flussen können" und „deren Bedeutung denen
vergleichbar ist, die er (der Feind — V. R.)
angreift" ).16,16

In einer Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung
wird diese Erweiterung der amerikanischen
Abschreckungsdoktrin zutreffend wie folgt

interpretiert: „Wollen die USA mit einer sol-
chen horizontalen Eskalation einer militä-
rischen Konfrontation zwischen ihr und der
Sowjetunion im Persischen Golf glaubwürdig
drohen, bleibt wohl nur ihre geographische
Ausweitung auf Europa, weil darin allein die
von Weinberger geforderte Werte-Parität be-
stünde ... Die amerikanische Drohung mit
horizontaler Eskalation verknüpft also die
Stabilität der Abschreckung in Europa mit der
Entwicklung der amerikanisch-sowjetischen
Konfrontation in der Dritten Welt."17) .
Ohne die Teilabhängigkeit der westeuropäi-
schen Staaten einschließlich der Bundesrepu-
blik von Öllieferungen aus der Region Süd-
westasien und deren Interesse an der Verhü-
tung bzw. raschen Beendigung von Kriegen in
dieser Region zu unterschätzen, kann die
wirtschaftliche und soziale Sicherheit in
Westeuropa auch ohne die Globalisierung der
militärischen Sicherheitsvorkehrungen für
Europa hinlänglich gewahrt werden. An die
Stelle selbstgefährdender Konzepte der hori-
zontalen Eskalation von lokalen bzw. regiona-
len Dritte-Welt-Konflikten tritt im westeuro-
päischen Sicherheitsinteresse die (nichtmili-
tärische) Einhegung solcher Auseinanderset-
zungen sowie eine auf Diversifikation ange-
legte Energiepolitik (und Rohstoffpolitik) ei-
nerseits und eine Entwicklungspolitik ande-
rerseits, die Prozesse des sozialen Wandels zu
fördern und vor dem Abgleiten in staatliche
Repression von oben oder gewaltsame Erup-
tionen von unten zu bewahren sucht. Die in
der amerikanischen Dritte-Welt-Politik im-
mer wieder durchbrechende Neigung, für alle
krisenhaften Entwicklungen die Sowjetunion
(u. U. auch Kuba, Vietnam) verantwortlich zu
machen und diesen Entwicklungen vor allem
mit militärischen Mitteln zu begegnen, findet
in weiten Teilen der interessierten Öffent-
lichkeit in Westeuropa (und selbst in den
USA) ein skeptisches bis ablehnendes
Echo ).18,18

2. Die französische Sicherheitspolitik
So sehr sich die militärstrategische Ausfor-
mung der französischen Sicherheitspolitik für



Europa von der amerikanischen und in der
NATO akzeptierten Doktrin und Praxis un-
terscheidet, so nachhaltig trägt sie zur Kom-
plizierung der sicherheitspolitischen Gesamt-
lage und zur Verschiebung der Sicherheitsri-
siken auf die nichtatomaren Staaten Westeu-
ropas bei. Davon ist zu allererst der „privile-
gierte Partner" Bundesrepublik Deutschland
betroffen, für den die französische Politik
reichlich gute Worte, aber wenig verbindli-
ches Engagement zu dessen effektivem
Schutz bereithält.
Die französische militärische Sicherheitspoli-
tik fußt erklärtermaßen auf den beiden Pfei-
lern der nationalen Unabhängigkeit und der
durch bi- und multilaterale Bündnisse be-
gründeten internationalen Solidarität19). Der
Vorrang des Unabhängigkeitsprinzips zeigt
sich indessen darin, daß die französische Poli-
tik keinerlei Automatismen hinsichtlich der
Art, des Umfangs und des Zeitpunkts der Er-
füllung von Solidarverpflichtungen anerken-
nen will. Konkreter faßbar werden diese Eck-
pfeiler der französischen militärischen Si-
cherheitspolitik in der ursprünglich 1972 vom
damaligen gaullistischen Verteidigungsmini-
ster Michel Debr vorgetragenen und vom
jetzigen sozialistischen Verteidigungsmini-
ster Charles Hernu mit Entschiedenheit wie-
der aufgegriffenen Drei-Kreise-Doktrin der
Wahrung französischer Sicherheitsinteres-
sen:
„— An erster Stelle das französische Staats-
gebiet, das der hauptsächliche Gegenstand
der Verteidigung ist, da es die nationale Iden-
tität verkörpert...
— An zweiter Stelle Europa, vor allem West-
europa, das vom Atlantischen Bündnis und
der Westeuropäischen Union geschützt wird
und das natürliche und vorrangige Gebiet für
unsere politischen, kulturellen und wirt-
schaftlichen Beziehungen ist...
— Die Verteidigungspolitik Frankreichs muß
schließlich bis in die entferntesten Gebiete
durchgeführt werden. Das schließt Gegenden
ein, wo viele unserer Staatsbürger wohnen,
wo Länder liegen, mit denen uns besonders
enge Beziehungen, Abkommen über Zusam-
menarbeit oder Verteidigung verbinden, und
ebenso die für unsere Versorgung und See-
wege wesentlichen Regionen."20 )

Die militärstrategische Umsetzung dieser
Drei-Kreise-Doktrin sieht vor, daß sowohl die
strategischen und taktischen Kernwaffen als
auch der Großteil der konventionellen Streit-
kräfte in erster Linie die Sanktuarisierung des
französischen Nationalterritoriums zu garan-
tieren bestimmt sind. Zwar wird die Bündnis-
treue Frankreichs mit Hinweisen auf die indi-
rekte Abschreckungswirkung französischer
Kernwaffen zugunsten der westeuropäischen
Bündnispartner sowie durch Verweis auf die
in Südwestdeutschland stationierten französi-
schen Truppen bekräftigt, diese aber auch
stets durch den Ausschluß eines jeden Bei-
standsautomatismus relativiert. Zudem läßt
gerade die jüngst eingeleitete Reorganisation
des Heeres eher Rückschlüsse auf eine wei-
tergehende Distanzierung von Beistandsver-
pflichtungen in Europa zu.

Der Pariser Korrespondent der Neuen Zür-
cher Zeitung schreibt dazu: „Die jetzt neu auf-
zustellende hochmobile Force d'Action Ra-
pide (FAR) von fünf Divisionen soll als Expe-
ditionskorps in Zukunft zur Erfüllung des So-
lidaritäts-Pensums zum schlagkräftigen und
raschen Einsatz an .vorderster Linie' an der
Seite der Alliierten in der Lage sein. Das bis-
herige Corps de Bataille der 1. Armee beid-
seits des Rheins verliert dabei andererseits
tendenziell an Bedeutung als ,NATO-Reserve
in zweiter Linie' zugunsten einer erneuten
Rückbesinnung auf ein .Unabhängigkeits-
Pensum als bloßer konventioneller ,Test-
schleier' in der rein nationalen Abwehr vor
dem Losfeuern der taktischen Nuklearwaffen
des .Ultime avertissement’ und gegebenen-
falls der großen nuklearen .frappe'."21 )

Zwar geht der Autor nicht so weit, die franzö-
sische Militärstrategie als Ausdruck eines
faktischen Neutralismus einzustufen, gewinnt
aber den „Eindruck, daß Frankreich unter wie-
der strikterer Trennung seiner eigenen nu-
klear und konventionell zusammengesetzten
nationalen Dissuasion von allfälligen Allianz-
pflichten in Westeuropa sich vielmehr ein ge-
schmeidigeres Instrument schaffen will, das
ihm technisch für eine noch viel längere Zeit
als bisher die Entscheidung über dessen Ein-
satz im kollektiven Allianzinteresse hinaus-
zuzögern gestattet und vor allem auch stets
die Wahl offenhält, ob es überhaupt eingrei-
fen oder nicht viel eher das neu formierte



Mittel einzig zur eigenen Hexagonverteidi-
gung einsetzen soll"22 ).

Der Schluß, daß die geplante Neuorganisation
des französischen Heeres eher eine Schwä-
chung als eine Stärkung des französischen
Beitrages zur konventionellen Verteidigung
Westeuropas beinhaltet, ergibt sich nicht zu-
letzt aus dem Umstand, daß die Force d'Ac-
tion Rapide eben nicht ausschließlich oder
primär als Eingreiftruppe zur Stabilisierung
der zentraleuropäischen Front, sondern auch
und nicht zuletzt als Expeditionskorps für au-
ßereuropäische Verwendungen vorgesehen
ist23 ).
Stellen schon die Ungewißheiten über das
französische Engagement zur konventionel-
len Verteidigung Westeuropas eine objektive
Belastung der westeuropäischen und insbe-
sondere der deutsch-französischen Solidarität
dar, so muß eine strikt national-partikulari-
stisch konzipierte und implementierte Ab-
schreckungspolitik Frankreichs in Europa zu
einer Herausforderung für die westdeutschen
Sicherheitsinteressen werden. Dieser objek-
tive sicherheitspolitische Interessenkonflikt
liegt darin begründet, daß eine derartige fran-
zösische Militärstrategie das Territorium der
Bundesrepublik als Glacis der eigenen Vertei-
digung auffaßt, die Sicherung dieses Vorfel-
des aber vornehmlich den der NATO unter-
stellten Streitkräften der Verbündeten über-
läßt und sich darüber hinaus vorbehält, bei
einem etwaigen Durchbruch von Verbänden
des Warschauer Pakts nach Westen die eige-
nen taktischen Kernwaffen gegen Ziele auf
dem Territorium der Bundesrepublik einzu-
setzen. Zwar sieht die französische Militär-
strategie — anders als die NATO-Strategie —
keine Duelle mit nuklearen Gefechtsfeldwaf-
fen vor, doch der als Demonstration der eige-
nen Entschlossenheit zur strategischen nu-
klearen Vergeltung gedachte Einsatz von luft-
und landgestützten Atomraketen gegen sich
der französischen Ostgrenze nähernde WVO-
Streitkräfte würde in der Bundesrepublik Zer-
störungen anrichten, die sich nicht wesentlich
von den Folgen einer nuklearen NATO-

Kriegführung im Rahmen der flexiblen
Reaktion unterscheiden.
Diese Puffer- bzw. Glacis-Funktion der Bun-
desrepublik in der militärischen Sicherheits-
politik Frankreichs widerspricht dem Geist
und den Buchstaben der zwischen Frankreich
und der Bundesrepublik Deutschland beste-
henden vertraglichen Bindungen, die aber
von Frankreich vor allem im Falle des WEU-
Vertrages z. T. offen mißachtet (Protokoll III),
z. T. implizit ignoriert werden (Art. V)24 ).
Diese Elemente der französischen Politik
konnten aus westdeutscher Sicht solange als
störende, aber letztlich belanglose Rander-
scheinungen der westlichen Sicherheitspoli-
tik in und für Europa behandelt werden, wie
die amerikanische Sicherheitspolitik Westeu-
ropa nicht die Primärhaftung für die Glaub-
würdigkeit der Abschreckung im Bündnis zu-
schob. In dem Maße allerdings, wie die Ziele
sowohl der französischen als auch der ameri-
kanischen Politik darin zu konvergieren be-
gannen, ihr eigenes Territorium von der Haf-
tung für die Sicherheit der nichtatomaren
Staaten Westeuropas so weit wie möglich
auszunehmen und die Vorstellung zu akzep-
tieren, daß das Territorium dieser Staaten Teil
eines nuklearen Kriegsschauplatzes werden
könnte, mußte sich in der Öffentlichkeit die-
ser Staaten, nicht zuletzt der Bundesrepublik
Deutschland, die Frage nach der Gleichbe-
handlung bzw. Mitbestimmung bei der nu-
klearen Abschreckungsplanung in den Bünd-
nissen (NATO, WEU) oder aber die Frage
nach der Absage an jegliche kernwaffenge-
stützte militärische Sicherheitspolitik mit al-
ler Schärfe stellen. Die Kritik der westlichen
Nuklearstrategien in der Bundesrepublik
richtet sich zwar in erster Linie gegen deren
weder moralisch noch politisch-pragmatisch
zu vertretenden Zerstörungsrisiken für die
nichtatomaren Bündnismitglieder; sie muß
aber auch als Reaktion auf die Erkenntnis ge-
deutet werden, daß die derzeitige sicherheits-
politische Bindung an die Hauptverbündeten
USA und Frankreich von einer zwischen Ok-
troi und Vernachlässigung schwankenden
Scheinsolidarität gekennzeichnet ist.

III. Ansätze zur Erneuerung der Sicherheitspolitik in und für Europa
Aus der Analyse der sicherheitspolitischen
Defizite der kernwaffengestützten Militär-

Strategien der Hauptverbündeten der Bun-
desrepublik ergeben sich erste deutliche Hin-



weise dafür, welcher Art die Suche nach An-
sätzen zur Erneuerung der Sicherheitspolitik
in und für Europa sein sollte25 ). Allerdings
reicht diese Defizitanalyse von Militärstrate-
gien nicht aus, um ein — wenn auch vorerst
nur in Ansätzen erkennbares — Programm
für eine andere, erneuerte Sicherheitspolitik
zu begründen. Eine einigermaßen befriedi-
gende Begründung müßte zusätzlich zu der
Defizitanalyse von Militärstrategien auf einer
Kritik der Thesen über die von der Sowjet-
union (und ihren Verbündeten) ausgehende
Bedrohung sowie auf einer Untersuchung der
europapolitischen Ziele und Interessen so-
wohl der USA und also auch der Sowjetunion
fußen, um die sicherheitspolitischen Hand-
lungsspielräume einzelner europäischer Staa-
ten bzw. Staatengruppen näher bestimmen zu
können26 ).
Ein auf diesen Analyse- und Begründungszu-
sammenhängen fußendes Programm für eine
andere, erneuerte Sicherheitspolitik in und
für Europa weist in militärischer Hinsicht
Eckwerte auf, die mit den Begriffen der De-
Nuklearisierung (ohne Verzicht auf eine nu-
kleare Residualabschreckung) und der nicht-
provokativen Konventionalisierung um-
schrieben werden können. In politischer Hin-
sicht kommt als Bezugspunkt für ein solches
Programm der Begriff der Europäisierung in
Betracht, hier zunächst als Herausbildung ei-
ner sicherheitspolitischen Identität Westeu-
ropas definiert.
De-Nuklearisierung soll hier in dem Sinne
verstanden werden, wie er von Egon Bahr in
seinem Sondervotum zum Bericht der Palme-
Kommission präzisiert wurde: „Alle Atomwaf-
fen werden aus den Staaten in Europa abgezo-
gen, die-nicht über sie verfügen."27 ) Im Zuge
der Europäisierung der militärischen Sicher-
heitspolitik würde De-Nuklearisierung jedoch
auch den Verzicht Frankreichs auf seine sog.
taktischen land- und luftgestützten Kernwaf-
fenträger einschließen müssen. Den seege-
stützten Kernwaffenträgern Frankreichs und
Großbritanniens verbliebe die Funktion, den

wechselseitigen Verzicht auf den Ersteinsatz
von Atomwaffen in Europa bzw. die Sanktio-
nierung eines Verstoßes gegen diesen Ver-
zicht zu garantieren.
Das Konzept der De-Nuklearisierung unter-
scheidet sich demnach vom Konzept der
kernwaffenfreien Zone in der von der 10. Son-
dergeneralversammlung der Vereinten Natio-
nen beschlossenen Definition28 ) in mehr-
facher Hinsicht: De-Nuklearisierung setzt
keinen multilateralen Vertrag und keine An-
erkennung durch die Vereinten Nationen
voraus. Die Staaten in der Zone der De-Nu-
klearisierung verzichten nicht auf eine nu-
kleare Residualabschreckung. De-Nukleari-
sierung bedarf keines besonderen Systems
der Verifikation.
Nicht-provokative Konventionalisierung )
soll heißen, daß eine konventionelle Abwehr
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strategie entwickelt und in Kraft gesetzt wird,
die konventionelle Angriffsaktionen des War-
schauer Paktes zum Stehen zu bringen ver-
mag, ohne selbst die eigene (Gegen-)Angriffs-
fähigkeit vorauszusetzen. Dem soll der Auf-
bau und die Dislozierung von kleinen, dezen-
tral organisierten Militäreinheiten dienen,
die einerseits für gegnerische Kernwaffenein-
sätze keine lohnenden Ziele abgeben und die
andererseits mit modernster, „intelligenter"
Bewaffnung zur Bekämpfung gepanzerter
Verbände und zur Luftabwehr ausgerüstet
sind. Konventionalisierung in diesem Sinne
darf nicht als konventionelle „Nachrüstung"
(z. B. im Sinne des Rogers-Plans) mißverstan-
den werden30 ), sondern weist den Charakter
einer sicherheitspolitischen Alternative auf,



die Bemühungen um konventionelle Rü-
stungskontrolle und Abrüstung in Europa er-
leichtert und sich von der sterilen Diplomatie
der Schuldzuweisungen freimacht.

1. Bedrohungsanalysen

Die Postulate der De-Nuklearisierung und
Konventionalisierung ergeben sich für die
nichtatomaren Staaten Westeuropas und ins-
besondere für die Bundesrepublik Deutsch-
land aus den Defiziten der amerikanischen
und französischen Militärstrategien. Gleich-
wohl ist zu prüfen, ob diesen Staaten auf-
grund einer Bedrohungsanalyse mit Blick auf
die Sowjetunion und ihre Verbündeten keine
andere vernünftigere Wahl bleibt, als sich
diesen Risiken auszusetzen.
Bekanntlich geht es bei diesen Bedrohungs-
analysen um die Abschätzung der Fähigkei-
ten und Absichten des potentiellen Gegners.
Die über die NATO vermittelte militärische
Sicherheitspolitik ebenso wie die Frankreichs
geht davon aus, daß die Sowjetunion und der
Warschauer Pakt in Europa eine sowohl kon-
ventionelle als auch nukleare Überlegenheit
besitzen, die eine grundlegende Änderung
der Militärstrategie unmöglich mache, so-
lange diese Überlegenheit fortdauere. Die Ab-
sichten des potentiellen Gegners werden
demgegenüber meist weniger genau be-
stimmt; gleichwohl wird grundsätzlich ange-
nommen, daß der Sowjetunion militärische
Angriffsabsichten zuzutrauen sind.
Die Abschätzung der militärischen Fähigkei-
ten des potentiellen Gegners und insbeson-
dere die Feststellung seiner Überlegenheit er-
folgt mittels sog. Kräfte- oder Stärkeverglei-
che. Derartige „Vergleiche" durch die Gegen-
überstellung von Zahlen über militärische
Verbände, Mannschaftsstärken und Waffen-
systeme sind aus der Berichterstattung der
Nachrichtenmedien sattsam bekannt. Die
Selbstverständlichkeit, mit der solche Gegen-
überstellungen der Öffentlichkeit als zuver-
lässige Aussagen über die militärischen Fä-
higkeiten des potentiellen Gegners vorge-
setzt werden und von dieser weithin akzep-
tiert zu werden scheinen, steht in einem deut-
lichen Mißverhältnis zu deren methodischer
Dürftigkeit31 )- Allein diese Methode der rein

numerischen Gegenüberstellungen ohne Be-
rücksichtigung jeglicher weiterer Faktoren
wie Qualitätsmerkmale der Waffen, Zusam-
mensetzung der Gesamtpotentiale, Unter-
schiede in militärischer Strategie und Taktik,
geostrategische Ausgangsbedingungen, ganz
zu schweigen von Faktoren wie Bevölke-
rungszahl, Wirtschaftskraft und technologi-
schem Entwicklungsstand, öffnen der Ver-
gleichswillkür Tür und Tor. Betrachtet man
unter diesen Vorzeichen die Gesamtheit der
amtlichen, offiziösen und kritischen Veröf-
fentlichungen der letzten Jahre zu diesem
Thema32 ), so scheinen folgende Schlüsse ver-
tretbar zu sein:
1. Eine Überlegenheit der konventionellen
Streitkräfte des Warschauer Pakts in Europa,
die Angriffsoptionen begründen könnte, ist
nicht zu erkennen. Taktische Atomwaffen
bzw. nukleare Gefechtsfeldwaffen auf Seiten
der NATO lassen sich nicht mit dem Argu-
ment der Kompensation einer konventionel-
len Überlegenheit des Warschauer Pakts be-
gründen.
2. Die Frage der nuklearen Bedrohung durch
die Sowjetunion ist durch — selbst um quali-
tative Faktoren erweiterte — Gegenüberstel-
lungen von Kernwaffensystemen nicht zu be-
antworten. Das derartigen Gegenüberstellun-
gen zugrundeliegende Gleichgewichts- oder
Paritätskriterium folgt keineswegs zwingend
aus der Logik der nuklearen Abschreckung;
vielmehr genügt für die nukleare Abschrek-
kung Hinlänglichkeit der Mittel.
Insgesamt gilt, daß weder die konventionelle
noch die nukleare Abschreckung einen
Gleichstand der Mittel voraussetzt, sondern
lediglich hinlängliche Fähigkeiten verlangt,
um dem potentiellen Gegner ein Kosten-Nut-
zen-Kalkül aufzuzwingen, das diesem die Er-
reichung politischer Ziele durch militärische
Macht höchst unwahrscheinlich erscheinen
läßt. Dieses Kosten-Nutzen-Kalkül beinhaltet,
daß
1. der durch konventionelle Verteidigung ge-
forderte Eintritts- und ggf. Aufenthaltspreis in



keinem Verhältnis zu den rational denkbaren
politischen Zielsetzungen steht;
2. ferner daß der Einsatz von Kernwaffen mit
der Zufügung eines kalkuliert untragbaren
Schadens beantwortet wird.
Vor dem Hintergrund dieser analytischen Er-
wägungen und der tatsächlich vorhandenen
militärischen Potentiale in Ost und West be-
stehen auf beiden Seiten unter der Vorausset-
zung des Verzichts auf imaginierte nukleare
Kriegführungsoptionen jeweils unilateral aus-
schöpfbare Handlungsspielräume der militäri-
schen Selbstbeschränkung, d. h. der De-Nu-
klearisierung und konventionellen Um- und
Abrüstung.
Dieses Ergebnis wird für die westliche Seite
auch nicht durch eine Analyse der Absichten
der Sowjetunion in Frage gestellt. Diejenige
Variante der Absichtenerforschung, die eine
sowjetische Aggressionsbereitschaft aus dem
vermeintlichen Streben nach militärischer
Überlegenheit deduziert, können wir hier
übergehen. Tragfähiger erweisen sich demge-
genüber solche Analysen, die weniger durch
antikommunistische Fixierungen, mitunter
sogar Projektionen geprägt sind, sondern
mehr auf objektivierbare Restriktionen sowie
auf rekonstruierbare Handlungsmuster sowje-
tischer Außen- und Sicherheitspolitik abstel-
len.
Ein instruktives Beispiel für eine derartige
Restriktionsanalyse liefert Nish Jamgotch,
der betont: „... never before has the Soviet
Union possessed more sophisticated and for-
midable weapons, yet it suffers from great in-
security and vulnerability" ).33

Als Quellen sowjetischer Unsicherheit und
Verwundbarkeit benennt Jamgotch fünf Pro-
blemkreise, die sich im Verlauf der Bresch-
new-Ära als immer weniger lösbar heraus-
schälten:
„1. unabating deficiencies in the Soviet eco-
nomy;
2. a precarious battle with communist ortho-
doxy and alliance management in Eastern Eu-
rope;
3. a jittery relationship with China;
4. its true, not fancied, position in the interna-
tional balance of power-,
5. the constraints which global interdepen-
dency and the thermonuclear age impose on

the rational formulation of defense poli-
cies."34 )
Jamgotch's Schlußfolgerungen gehen dahin,
daß keine triftigen Anhaltspunkte für die
Vermutung vorliegen, die sowjetische Herr-
schaftselite könnte Zuflucht zu militärischen
Aggressionen zumal in Europa nehmen, um
von diesen ungelösten Problemen abzulenken
bzw. weil sie dadurch die Probleme selbst zu
beseitigen hoffte. Er sieht sich darin nicht zu-
letzt durch die sowjetischen Erfahrungen in
der Kuba-Krise und mit der Afghanistan-In-
tervention bestätigt, denn „The nagging weak-
nesses of the Soviet economy and relentless
political and economic stirrings in Eastern
Europe indicate that vulnerabilities close to
home will make extended military forays ex-
cessively costly and ill advised." (Hervorhe-
bung vom Verf. — V. R.)35 )
Von einem anderen Analyseansatz ausge-
hend, dem der Rekonstruktion empirisch
überprüfbarer Handlungsmuster, kommt
Harko Hakovirta mit Bezug auf das Ost-
West-Verhältnis in Europa zu folgenden Er-
gebnissen:
„It would be erroneous to Interpret Soviet po-
licy in Europe as pure bloc politics aimed only
at weakening the opposing bloc and streng-
thening its own. Although it has made such
efforts, the Soviet Union has also sought to
prevent the outbreak of general war in Eu-
rope in Order to protect its own security and
as a necessary precondition for the unhinde-
red progress of peaceful competition with the
capitalist System on the way to the presumed
final triumph of socialism. From this perspec-
tive, the U.S.S.R. is mainly interested in pre-
serving the balance of forces and stability in
Europe, or at most, in changing the balance in
its favor so gradually that the Impression of
stability can be maintained. Some aspects of
its behavior fit in rather well with an image of
the Soviet Union as a world power that is
mainly interested in stability and the preven-
tion of war."36 )
Es kann festgehalten werden, daß der Schluß
auf einen sowjetischen „Grand Design" zur mi-
litärischen Expansion nach und Unterwer-
fung von Westeuropa empirisch nicht plausi-
bel begründet werden kann37 ). Wohl ist eine



Tendenz der Sowjetunion zu erkennen, ihre
Stabilitätsinteressen so zu definieren, daß sie
als Ausdruck eines politischen Hegemonie-
strebens gegenüber den nichtkommunisti-
schen Staaten Europas erscheinen. Diese Ten-
denz ist für die Sicherheit der westeuropäi-
schen Staaten indessen solange relativ unpro-
blematisch, als die Sowjetunion keine An-
knüpfungspunkte findet, um sich in der In-
nenpolitik westeuropäischer Demokratien als
Quasi-Konfliktpartei zu etablieren. Die sozio-
politische Stabilität der westeuropäischen De-
mokratien, weit mehr als ihre militärischen
Kapazitäten, bietet daher die stärkste (wenn
auch nicht die einzige) Garantie gegen
Kriegsgefahren und Einbußen an politischer
Handlungsautonomie.

2. Verflechtungsanalyse
Ein Programm für eine andere, erneuerte Si-
cherheitspolitik in und für Europa muß sich
indessen nicht nur an den Ergebnissen der
Bedrohungsanalyse mit Blick auf die Sowjet-
union und ihre Verbündeten messen lassen;
sie muß auch den Befunden der Verflech-
tungsanalyse bzw. einer Analyse von Ent-
flechtungsgefahren und -folgen mit Blick auf
die USA Rechnung tragen. Dies schon des-
halb, weil die Ablehnung jeglicher substan-
tiellen Revision der über die NATO vermit-
telten westlichen Sicherheitspolitik damit be-
gründet wird, daß die westeuropäischen Staa-
ten dadurch militärisch und vor allem auch
politisch von den USA abgekoppelt wür-
den38 ). Damit stellt sich aber die weitere Fra-
ge, ob die USA eine solchermaßen befürch-
tete Abkoppelung von Westeuropa hinzuneh-
men bereit wären bzw. sich einer Politik des
Neo-Isolationismus im Verhältnis zu Europa
zuwenden würden, um eine Sicherheitspolitik
der „Fortress America" zu betreiben.
Eine plausible Antwort auf die zuletzt auf-
geworfene Frage läßt sich nur finden, wenn
man sich weniger von den von einigen Poli-
tikern und Publizisten geäußerten Irritatio-
nen angesichts einer Augenblickswahrneh-
mung des Verhältnisses USA—Westeuropa
bestimmen läßt, sondern eher auf das Ausmaß
und die Intensität des nach 1945 geschaffe-
nen transatlantischen Verflechtungssystems

blickt39 ). Sowohl für die USA als auch für die
westeuropäischen Staaten haben der Waren-
und Kapitalverkehr, der kulturelle sowie wis-
senschaftlich-technologische Austausch, die
bi- und multilateralen diplomatischen Kon-
sultations- und Aushandelungsmechanismen
und schließlich die amerikanische militäri-
sche Präsenz in Westeuropa tiefgehende
wechselseitige Abhängigkeiten geschaffen.
Für beide Seiten dürften daher die Kosten
einer wechselseitigen Abkoppelungsstrategie
als prohibitiv anzusehen sein.
Die Vermutung, daß eine solche Abkoppelung
die westeuropäischen Staaten theoretisch
härter träfe als die USA steht dem nicht ent-
gegen, bringt indessen zum Ausdruck, daß das
transatlantische Verflechtungssystem im
Ganzen eine asymmetrische, in Teilen sogar
eine hegemoniale Struktur zu Lasten Westeu-
ropas aufweist; m. a. W., daß die USA die
Rolle des „Vorsitzenden"40 ) spielen, diese
Rolle gelegentlich in der Form einer „majority
of one" ausfüllen und im Durchschnitt relativ
größere Vorteile aus dem Verflechtungssy-
stem ziehen als die westeuropäischen Part-
ner. Die daraus ableitbaren Beschränkungen
für die Handlungsautonomie der westeuro-
päischen Staaten finden jedoch ihre Schranke
in der gleichsam als Axiom geltenden Prä-
misse der amerikanischen Europapolitik: Die
USA haben ein vitales Interesse an der Auf-
rechterhaltung und Fortentwicklung des
transatlantischen Verflechtungssystems und
an einer möglichst diversifizierten Präsenz in
Westeuropa41 ). Die USA können und werden



aus Gründen der eigenen Systemerhaltung
schon der sich abzeichnenden Möglichkeit
des Ausscherens eines westeuropäischen
Staates aus den bestehenden Verflechtungs-
zusammenhängen mit Entschiedenheit entge-
gentreten, wie der Fall Portugal nach 1974
illustriert. Zugleich entbehrt die amerikani-
sche Politik nicht der Flexibilität, um sich mit
Modifikationen, die das Verflechtungssystem
insgesamt nicht in Frage stellen, im Einzelfall
zu arrangieren, wie der Fall Frankreich seit
de Gaulle anzeigt. Der Grad der Anpassungs-
bereitschaft der USA an von Westeuropa aus-
gehenden Initiativen zur Umstrukturierung
des transatlantischen Verflechtungssystems
in Teilbereichen wird dadurch bestimmt, ob
und inwieweit die Systemgrenzen zwischen
Ost und West nicht verwischt, der Zugang
der USA zu den westeuropäischen Gesell-
schaften und Märkten nicht beschränkt und
die Lastenverteilung im Bündnis aus der Sicht
der USA nicht verschlechtert werden.
Auf der anderen Seite steht eine einseitige
Aufkündigung der Interdependenz mit den
USA durch einzelne oder mehrere westeuro-
päische Staaten realistisch betrachtet, d. h.
mit Blick auf die derzeitigen und vorausseh-
baren innenpolitischen Konstellationen in
Westeuropa, nicht zur Debatte. Es bleibt so-
mit zu prüfen, ob eine von den nichtatomaren
Staaten Westeuropas ausgehende Initiative
zur De-Nuklearisierung und nichtprovokati-
ven Konventionalisierung der westlichen Si-
cherheitspolitik für Europa mit der amerika-
nischen Europapolitik vermittelbar erscheint.
Durch eine derartige Revision der militäri-
schen Sicherheitspolitik würden objektiv si-
cherlich weder die Systemgrenzen zwischen
Ost und West in Europa verwischt noch der
Zugang der USA zu den Gesellschaften und
Märkten Westeuropas geschmälert. Aller-
dings ist zu erwarten, daß Teile der amerika-
nischen außenpolitischen Entscheidungs- und
Einflußeliten ein derartiges Revisionsverlan-
gen zumal aus der Bundesrepublik in dem
Sinne überinterpretieren, daß sich darin die
Hinwendung zu einer Politik des Neutralis-
mus zwischen Ost und West gepaart mit na-
tionalpolitischen Zielsetzungen eines Unter-
laufens des Systemgegensatzes in Deutsch-

land ankündigt. Diese nicht nur in den USA,
sondern ebenso auch in Frankreich und in
anderen westeuropäischen Ländern anzutref-
fenden Vorbehalte42 ) gegenüber einer Ab-
kehr von der bisherigen westlichen Sicher-
heitspolitik für Europa können letztlich nur
durch die Europäisierung einer alternativen
sicherheitspolitischen Programmatik ausge-
räumt werden. Die Europäisierung des Pro-
gramms für eine auf den Eckwerten der De-
Nuklearisierung und der nichtprovokativen
Konventionalisierung fußenden militärischen
Sicherheitspolitik wirft aber zugleich Fragen
nach den Entwicklungsperspektiven der
westeuropäischen Integration im allgemeinen
und des deutsch-französischen Verhältnisses
im besonderen sowie nach der Einfügung ei-
nes derartigen Programms in die Weiterent-
wicklung des Ost-West-Verhältnisses in Eu-
ropa auf.

3. Aussichten einer Europäisierung
der westlichen Sicherheitspolitik

1. Eine Europäisierung der westlichen Sicher-
heitspolitik steht — zurückblickend auf die
letzten 20 Jahre — im Einklang mit der seit
den Tagen der Regierung Kennedy in den
USA wiederholt formulierten Forderung nach
Errichtung einer zweiten, europäischen Säule
der westlichen Sicherheitspolitik ). Neben
anderen Gründen hat auch das Ausbleiben
dieser zweiten Säule dazu beigetragen, daß
die USA — angesichts des nuklearstrategi-
schen Aufholens der Sowjetunion — dazu
übergingen, eine das nukleare Abschrek-
kungsrisiko nach Westeuropa vorverlegende
Militärstrategie der NATO zu entwickeln und
durchzusetzen. Eine Europäisierung der Si-
cherheitspolitik mit den Eckwerten der De-
Nuklearisierung und nichtprovokativen Kon-
ventionalisierung würde die USA gewiß in
eine schwierige Entscheidungssituation brin-
gen, da sie von ihr verlangte, ihre land- und
luftgestützten Kernwaffen aus Europa abzu-
ziehen, zumindest einen Teil ihrer konventio-
nellen Streitkräfte zu belassen und diese
überdies den neuen sicherheitspolitischen
Grundsätzen entsprechend umzurüsten. Den-
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noch erscheint die Herbeiführung eines
transatlantischen Konsens über diese Punkte
nicht völlig ausgeschlossen: Das vitale militä-
rische Präsenzinteresse der USA schließt die
Option eines Totalrückzuges aus; mit diesem
Programm werden zwar Veränderungen, aber
keine Aufhebung der NATO angestrebt; und
schließlich liegen die Eckwerte der De-Nu-
klearisierung und Konventionalisierung
durchaus im Rahmen von Vorstellungen nam-
hafter Experten in den USA über Modifika-
tionen der westlichen Sicherheitspolitik und
Militärstrategie ).44

2. Mindestens so problematisch wie die Her-
beiführung eines transatlantischen Konsens
erweist sich die Frage, ob die Europäisierung
der Sicherheitspolitik in Westeuropa selbst
politisch eine Chance hat. Hinsichtlich ihrer
rechtlichen und institutioneilen Vorausset-
zungen stehen die Vorzeichen so ungünstig
nicht. Der Vertrag über die Westeuropäische
Union einschließlich der dadurch geschaffe-
nen Institutionen könnten einen geeigneten
Rahmen abgeben, in dem auch noch weitere
westeuropäische Staaten Platz finden würden.
Der Vertrag begründet eine automatische mi-
litärische Beistandspflicht im Falle eines be-
waffneten Angriffs auf einen der Mitglied-
staaten in Europa und enthält in seinen Proto-
kollen Bestimmungen über eine gemeinsame
Beschlußfassung im Bereich von Rüstungs-
politik und Rüstungsproduktion. Verfahren
einer gemeinsamen Einsatzplanung für
residuale nukleare Abschreckungsmittel
Frankreichs und Großbritanniens ließen sich
prinzipiell in diesen Rahmen einfügen.
Mit einer Belebung der WEU würden auf je-
den Fall zwei Fußangeln vermieden, die eine
Europäisierung der Sicherheitspolitik zum
Stolpern bringen könnten. Zum einen würde
der Befürchtung der Boden entzogen, eine
Europäisierung der militärischen Sicherheits-
politik impliziere eine Neuauflage des 1954
am Widerstand der französischen National-
versammlung gescheiterten Projekts einer
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft.
Zum anderen würde ein Streit darüber ver-
mieden, ob und ggf. in welcher Form der Eu-
ropäischen Gemeinschaft sicherheitspoliti-
sche Funktionen zukommen sollten. Auf
diese Weise würden keine Empfindlichkeiten
in Frankreich gegenüber Institutionen mit
Supranationalitätsattributen geweckt, und die

Entscheidungsfreiheit der der WEU nicht an-
gehörigen Mitgliedstaaten der Europäischen
Gemeinschaft bliebe unangetastet.
Als entscheidend für die Aussichten einer Be-
lebung der WEU als Rahmen einer Europä-
isierung der Sicherheitspolitik dürfte sich je-
doch erweisen, ob und inwieweit eine Ver-
ständigung zwischen den nichtatomaren Staa-
ten und den beiden Atommächten in Westeu-
ropa, insbesondere zwischen der Bundesrepu-
blik und Frankreich, über die Grundsätze ei-
ner europäisierten Sicherheitspolitik, möglich
erscheinen45 ). Einerseits scheint die offizielle
französische Haltung für eine solche Verstän-
digung über eine europäisierte, an den Eck-
werten der De-Nuklearisierung und nichtpro-
vokativen Konventionalisierung orientierten
Sicherheitspolitik wenig Raum zu lassen. Tat-
sächlich verleugnet die französische Politik
kaum, daß sie sich mit der Sonderrolle
Frankreichs unter dem bestehenden kollekti-
ven NATO-Dach einigermaßen komfortabel
fühlt. Andererseits artikulieren französische
Politiker und Publizisten aller Lager, ausge-
nommen das kommunistische, immer wieder
Unbehagen über den Mangel an sicherheits-
politischen Gemeinsamkeiten in Westeuropa.
Hauptsächlicher Auslöser solchen Unbeha-
gens stellte bislang die nach französischer
Auffassung unzureichende rüstungswirt-
schaftliche Verflechtung in Westeuropa dar,
um auch auf diese Weise ein Gegengewicht
gegenüber den USA aufzubauen ). Sieht man
einmal von der Diskussion über das Konzept
der erweiterten Sanktuarisierung Mitte der
siebziger Jahre ab, so hat vor allem das Jahr
1983 unter dem Eindruck der Nachrüstungs
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debatte und des Erstarkens der Friedensbe-
wegung in der Bundesrepublik (und in der
DDR) einen neuerlichen Schub von Stellung-
nahmen und des öffentlichen Nachdenkens
über die Möglichkeiten und Bedingungen
einer europäischen Sicherheitspolitik ge-
bracht47 ). Nach wie vor sind diese Äußerun-
gen von einem tiefen Zwiespalt gekennzeich-
net: einerseits die nukleare Autonomie und
damit auch den internationalen Sonderstatus
Frankreichs wahren zu wollen, andererseits

2. 12. 1983, S. 2).
47) Vgl. Anm. 19.



die sog. privilegierte Partnerbeziehung mit
der Bundesrepublik auch sicherheitspolitisch
mit Leben zu erfüllen und der Gefahr eines
aus sicherheitspolitischen Frustrationen ge-
borenen Neo-Nationalismus in Deutschland
vorzubeugen. Nimmt man hinzu, daß der auch
in Frankreich von einer breiten Mehrheit
grundsätzlich positiv bewertete westeuro-
päische Integrationsprozeß allein auf die Eu-
ropäische Gemeinschaft gestellt in eine Ab-
wärtsspirale zu geraten droht und nur eine
Repolitisierung, nicht zuletzt über eine Euro-
päisierung der Sicherheitspolitik, diesem Pro-
zeß neue Impulse zu geben vermag, so liegt
der Schluß nahe, daß es genügend Anreize für
Teile der politischen Klasse Frankreichs gibt,
von der Position der nuklearnationalistischen
Intransigenz abzugehen. Diese Flexibilität
würde noch zusätzlich gefördert durch die
Klarstellung, daß Frankreich den formellen
Status einer Nuklearmacht nicht verlieren
bzw. ihn nicht mit der Bundesrepublik
Deutschland teilen soll.

3. Eine abschließende Betrachtung dieses si-
cherheitspolitischen Programms für Europa
muß der Frage gelten, wie es sich mit dem
Streben nach Aufrechterhaltung und Vertie-
fung der Entspannung im Ost-West-Verhält-
nis in Europa verträgt. Europäisierung der
Sicherheitspolitik dient zwar hier primär
zur Bezeichnung einer sich verstärkenden
westeuropäischen Identitätsfindung, schließt
aber den Gedanken ein, daß die inhaltlichen
Prinzipien dieses sicherheitspolitischen Pro-
gramms auch im östlichen Teil Europas Nach-
ahmung finden könnten und sollten. Diese Er-
wartung gründet sich mit darauf, daß von der
Sowjetunion und den Warschauer Pakt-Staa-
ten in den vergangenen Jahren mindestens
drei nicht nur als Propaganda zu bewertende
Initiativen ausgingen, die eine Revision der
westlichen Sicherheitspolitik erleichtern
könnten, ohne jedoch schon ein ausreichen-
des Maß an Bereitschaft auf sowjetischer
Seite zu eigener militärischer Selbstbeschrän-
kung zu dokumentieren. Bei diesen Initiati-
ven handelt es sich

1. um das Angebot, einen Vertrag über den
Verzicht auf den Ersteinsatz von Kernwaffen
zu schließen;

2. um die Reaktion auf die schwedische Zirku-
larnote vom 8. Dezember 1982, in der über
den schwedischen Vorschlag hinausgehend
eine auf 250—300 km ausgedehnte kernwaf-
fenfreie Zone beiderseits der Ost-West-Gren-
zen in Zentraleuropa befürwortet wird; und
schließlich

3. um die Bereitschaft zum Abschluß eines
wechselseitigen Gewaltverzichtsvertrages ).
Damit wird sich indessen eine im hier be
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schriebenen Sinn erneuerte westliche Sicher-
heitspolitik für Europa nicht zufrieden geben
können, sondern sie wird auf Optionen be-
schränkende Veränderungen in der Militär-
strategie sowie im Umfang und in der Ausrü-
stung der konventionellen Warschauer Pakt-
Streitkräfte in Europa dringen müssen, ohne
diese aber zur Voraussetzung für Eigeninitia-
tiven der Selbstbeschränkung zu machen.
In dem Maße, wie das hier skizzierte sicher-
heitspolitische Programm für Europa in der
Wirklichkeit Gestalt annähme, sähe sich die
Sowjetunion mit mehr als einem Dilemma
konfrontiert: So sehr sie die Minderung von
aus ihrer Sicht bedrohlichen militärischen
Kapazitäten in Westeuropa begrüßen wird, so
wenig Positives wird sie der Herausbildung
einer gar institutionell verselbständigten si-
cherheitspolitischen Identität Westeuropas
abgewinnen können.
Politisch gesehen kommt der Sowjetunion
zweifellos eine negative Schlüsselrolle zu, in-
sofern ohne eine mit deutlicher Zurückhal-
tung betriebene konventionelle Rüstungspoli-
tik und ohne eine auf gewaltsame Repression
und Intervention in Osteuropa verzichtende
Politik der Sowjetunion die Durchsetzungs-
chancen der hier skizzierten alternativen si-
cherheitspolitischen Programmatik in West-
europa (und in den USA) deutlich gemindert
sein dürften.
Die USA und die Sowjetunion sowie deren
globale, systemideologisch überhöhte Hege-
moniekonkurrenz bestimmen mit über das
Schicksal Europas. Die Zeit drängt, daß die
Europäer ihr Schicksal wieder stärker in ihre
eigenen Hände nehmen und sich als mäßi-
gende Kraft der internationalen Politik eta-
blieren.



Bernard von Plate

Deutsch-deutsche Beziehungen und Ost-West-Konflikt

Wie geht es nach dem Stationierungsbeginn
nuklearer Mittelstreckenwaffen auf dem Bo-
den der Bundesrepublik weiter und worauf
kommt es in Zukunft im Verhältnis der bei-
den deutschen Staaten zueinander an? Die
Antwort Honeckers — andere führende Re-
präsentanten der SED haben sie wiederholt 1)
— auf diese selbstgestellte Frage lautet: „Mit
der politischen Entscheidung, die der Bundes-
tag der BRD getroffen hat, indem er grünes
Licht für die Stationierung der USA-Raketen
gab, nimmt die Regierung Kohl eine schwer-
wiegende Verantwortung auf sich. Durch
diese Entscheidung erleidet... das europäi-
sche Vertragssystem, einschließlich des
Grundlagenvertrages über die Beziehungen
zwischen der DDR und der BRD, ernsthaften
Schaden. Wir sind dafür, den Schaden mög-
lichst zu begrenzen ... Deshalb werden wir
jeden vernünftigen Vorschlag der BRD, die
Beziehungen zwischen beiden deutschen
Staaten entsprechend dem Vertragssystem
auf ein normales Gleis zu bringen, sorgfältig
prüfen, aber alle Angriffe auf die Souveränität
der DDR auch künftig konsequent zurückwei-
sen." 2)
Diese Stellungnahme des SED-Generalsekre-
tärs ist als Absicht der DDR interpretiert wor-
den, die Gesprächskontakte mit der Bundes-
republik aufrechtzuerhalten und sie nicht im
Klima verschärfter Ost-West-Konfrontation
erstarren zu lassen. Tatsächlich belegt der
Fortgang der Sachgespräche zu Beginn des
Jahres 1984, daß die vielfach beschworene
Eiszeit der deutsch-deutschen Beziehungen
nicht in dem vorausgesagten Ausmaß einge-
treten ist. Welche Motive hat die DDR, den
Dialog mit der Bundesrepublik fortzuführen?
Handelt und handelte sie aus einem spezifi-

sehen Eigeninteresse? War und ist Ost-Berlin
ein willfähriges Instrument im westpoliti-
schen Kalkül der Sowjetunion?

Eindeutige und endgültige Antworten lassen
sich auf diese Fragen nicht geben. Was jedoch
möglich ist, ist die Ambivalenz und die Viel-
schichtigkeit des Verhaltens der DDR inson-
derheit gegenüber der Bundesrepublik aufzu-
zeigen, um so einer vorschnellen Kategorisie-
rung ihrer Politik, bei der Nuancierungen und
Veränderungstrends unerkannt bleiben, vor-
zubeugen.
Die vier vergangenen Jahre brachten Ent-
wicklungen und Konflikte im Ost-West-Ver-
hältnis, die die DDR in besonderer Weise be-
rührten und zur Verdeutlichung ihrer spezifi-
schen Interessenlage sowie politischen Priori-
täten herausforderten. Die Ereignisse, von de-
nen hier die Rede ist, sind der Doppelbe-
schluß der NATO vom Dezember 1979, die
Invasion sowjetischer Truppen in Afghanistan
zwei Wochen später, die Entwicklung in Po-
len seit dem Sommer 1980 und schließlich der
Vollzug der vier Jahre zuvor getroffenen Rü-
stungsentscheidung der NATO. Jedes dieser
Ereignisse hat die Ost-West-Beziehungen ins-
gesamt und damit zugleich das Verhältnis der
beiden deutschen Staaten zueinander beein-
flußt. Die Reaktion der DDR auf die genann-
ten Konflikte hat innere und äußere Bestim-
mungsfaktoren ihrer Interessenlage gegen-
über der Bundesrepublik Deutschland erken-
nen lassen, die über die zurückliegenden
Jahre hinauswirken und Aussagen über die
gegenwärtigen wie zukünftigen Entwick-
lungsmöglichkeiten in den Beziehungen zwi-
schen den beiden deutschen Staaten erlau-
ben.

Mit einigem Erstaunen ist registriert worden,
daß der Dialog zwischen den beiden deut-
schen Staaten sowohl den Doppelbeschluß

I. Der Dialog geht weiter
der NATO als auch die Invasion sowjetischer
Truppen in Afghanistan nicht nur nahezu un-
berührt überstanden hat, sondern zu weiteren
Vereinbarungen führte und sich positiv von
der allgemeinen Verschlechterung des Ost-
West-Klimas abhob. Ilse Spittmann zog nach
den ersten vier Monaten des Jahres 1980 das
Resümee: „Die internationale Lage war seit
langem nicht so ernst, die deutsch-deutschen
Beziehungen waren seit langem nicht so gut
— dieses Paradoxon könnte als Fazit über



einer aktuellen Situationsbeschreibung ste-
hen"3). Dieses Erstaunen über die fortdau-
ernde deutsch-deutsche Entspannung war be-
gründet: Die DDR hatte in den Monaten zu-
vor nicht mit Warnungen gespart, im Falle
einer Zustimmung Bonns zum Doppelbe-
schluß Konsequenzen in ihren Beziehungen
zur Bundesrepublik zu ziehen4).
Bereits am Tage nach der entscheidenden
NATO-Ratstagung gab Honecker eine erste
Stellungnahme5). Der SED-Generalsekretär
betonte das besondere Friedensinteresse der
DDR und verwies auf die bedeutenden Ergeb-
nisse des Entspannungsprozesses der siebzi-
ger Jahre: „Sie (die DDR) ist und bleibt zur
Zusammenarbeit mit jedem bereit, dem daran
liegt, die mühevoll erreichten Grundlagen für
ein Gebäude der europäischen Sicherheit zu
bewahren und darauf weiter aufzubauen." Be-
merkenswert war jedoch vor allem, daß Ho-
necker an dem im November 1979 vereinbar-
ten Treffen mit Schmidt festhielt und hinzu-
fügte, daß die DDR auch nach dem „Raketen-
Diktat" für eine Politik der Friedenssicherung
und der Beendigung des Wettrüstens „auch
gegenüber der BRD" eintrete.

Diese moderate Reaktion der SED auf den
Brüsseler Beschluß der NATO wiederholte
sich nach der sowjetischen Invasion in Afgha-
nistan. Zwar zählte die DDR zu den ersten im
Warschauer Pakt, die sich mit den „progressi-
ven Kräften Afghanistans" unter der Führung
Babrak Karmals „solidarisch" erklärten und
Verständnis für die guten Motive, „die die So-
wjetunion veranlaßt haben, Afghanistan ...
entschlossene Hilfe zu erweisen", bekunde-
ten6). Gleichzeitig ließ sie jedoch ihre Sorge
darüber erkennen, daß die „Verschärfung der
internationalen Situation" die Entspannung
torpediere und sich „negativ auf die sich so
hoffnungsvoll entwickelnden Beziehungen
zwischen der DDR und der BRD auswirken
könne"7).

Die ersten neun Monate des Jahres 1980
schienen zu bestätigen, daß die DDR gewillt
war, ihren Dialog mit der Bundesrepublik
fortzuführen. Diese Feststellung beruht nicht
nur auf den programmatischen Aussagen der
SED im zeitlichen Umfeld des Doppelbe-
schlusses und der sowjetischen Invasion in
Afghanistan, sondern bezieht sich insbeson-
dere auch auf eine Reihe von Kontakten und
Vereinbarungen in der ersten Hälfte des Jah-
res 19808). Auf dieses insgesamt positive Bild
des deutsch-deutschen Verhältnisses, trotz
verschlechterter Supermachtbeziehungen,
warf die Absage Honeckers, in die Bundesre-
publik zu reisen, nur einen vorübergehenden
Schatten.
Doch der DDR ging es nicht nur um einen
Dialog mit der Bundesrepublik. „Natürlich
sind wir gemeinsam mit unseren Verbünde-
ten bemüht", beantwortete Honecker im Juli
des Jahres eine Frage seines britischen Verle-
gers Maxwell, „ein Durchschlagen der derzei-
tigen internationalen Spannungen auf die eu-
ropäischen Beziehungen zu verhindern"9).
Noch auf der Leipziger Herbstmesse 1980 er-
klärte der SED-Generalsekretär, obwohl kurz
zuvor — dieses Mal — Bundeskanzler
Schmidt einen geplanten Besuch in die DDR
abgesagt hatte, das Interesses seiner Regie-
rung „an der weiteren Normalisierung der Be-
ziehungen" zur Bundesrepublik und betonte
dabei abermals das enge Wechselverhältnis
dieser Beziehungen mit der Zukunft des Ent-
spannungsprozesses in Europa. Gleichzeitig
verband Honecker damit die Aussicht auf
„neue Horizonte für die Zusammenarbeit"
zwischen Ost-Berlin und Bonn 10).



II. Gera und danach

Wenige Wochen später verdunkelte sich je-
doch dieser Horizont wie schon lange nicht
mehr. Mit Wirkung vom . Oktober verfügte
das DDR-Finanzministerium eine drastische
Erhöhung der Mindestumtauschsätze für Be
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sucher der DDR aus „nicht-sozialistischen
Staaten". Am . Oktober veröffentlichte das
„Neue Deutschland" Auszüge aus der Rede
Honeckers auf einer Parteiaktivtagung in
Gera zu aktuellen
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innen- und außenpoliti-
schen Fragen, die einer Weiterentwicklung
der Beziehungen zwischen den beiden deut-
schen Staaten unüberwindbare Hindernisse
entgegenzustellen schienen n). In einer seit
Jahren ungewohnten Schärfe wurde die Bun-
desrepublik dafür verantwortlich gemacht,
weitergehende Regelungen im Interesse der
Bürger beider deutscher Staaten zu verhin-
dern. Nahezu ultimativ forderte Honecker die
.Anerkennung der Staatsbürgerschaft der
DDR", „die Auflösung der sogenannten .Zen-
tralen Erfassungsstelle' Salzgitter", die Um-«
Wandlung der Ständigen Vertretungen der
DDR und der Bundesrepublik in Botschaften
und schließlich eine „Regelung des Grenzver-
laufs auf der Elbe entsprechend dem interna-
tionalen Recht".
Wer die Forderungen von Gera als Vorbedin-
gungen für den weiteren Dialog sah, konnte
für die Zukunft der deutsch-deutschen Bezie-
hungen kaum Hoffnungen hegen. Doch schon
auf der 13. Tagung des ZK der SED im Dezem-
ber 1980 nahm Günter Mittag auf die Ausfüh-
rungen Honeckers vom Oktober zwar mehr-
fach Bezug, ohne allerdings den Vierpunkte-
katalog im einzelnen zu wiederholen. Statt
dessen legte er den Akzent auf die Bereit-
schaft der DDR, sich in den Beziehungen zur
Bundesrepublik „weiterhin" von den Prinzi-
pien der friedlichen Koexistenz leiten zu las-
sen, wenn Bonn „von der Existenz zweier
souveräner, voneinander unabhängiger Staa-
ten mit unterschiedlicher Gesellschaftsord-
nung" ausgehe’2). Noch deutlicher als Mittag
wies einige Zeit später Honecker „Vorbedin-
gungen für Gespräche, die dazu beitragen sol-
len, im Interesse des Friedens Spannungen
abzubauen und die Beziehungen zwischen
den Staaten zu normalisieren", ausdrücklich
zurück13). Auch in einem Interview Honek-
kers mit dem Zentralorgan der französischen
KP „l’Humanit" erscheinen die Forderungen
von Gera nur als langfristiges Ziel, nicht je-

12) ND vom 14. 10. 1980, S. 3—5.
|;) ND vom 12. 12. 1980, S. 3.
13) Vgl. Honecker-Interview mit Robert Maxwell,
in: ND vom 13.2. 1981, S. 3.

14) ND vom 14./15. 2. 1981, S. 4.
15) ND vom 24.2. 1981, S. 1.
16) Vgl. Rechenschaftsbericht Breschnews an den
XXVI. Parteitag der KPdSU, ebd. S. 5.
17 ) Protokoll der Verhandlungen des X. Parteitages
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands,
Berlin (Ost) 1981, Bd. 1, S. 47.

doch als Voraussetzung für eine weitere Nor-
malisierung der Beziehungen zur Bundesre-
publik14).
Obwohl die DDR in allen Verlautbarungen
den „Imperialismus" und den Rüstungskurs
der NATO für die internationalen Spannun-
gen verantwortlich machte und insbesondere
Honecker immer wieder den Zusammenhang
zwischen der Politik Bonns in der westlichen
Allianz und weiteren Fortschritten in den
deutsch-deutschen Beziehungen herausstell-
te, verdichtete sich in den ersten Monaten
des Jahres 1981 der Eindruck, daß die DDR
nach Anknüpfungspunkten für eine Aktivie-
rung des Dialogs mit der Bundesrepublik
suchte. In seiner Grußansprache an den
26. Parteitag der KPdSU unterstrich Honek-
ker die Bereitschaft der DDR zu „gutnachbar-
liche(n) Beziehungen zu Ländern mit anderer
sozialer Ordnung, einschließlich zur BRD"15)
und befand sich darin offensichtlich in Über-
einstimmung mit Moskau16).
Der X. Parteitag der SED im April 1981 bestä-
tigte die grundsätzliche Dialogbereitschaft
der DDR und verdeutlichte die deutschland-
politischen Positionen Ost-Berlins. Pronon-
cierter als zuvor verknüpfte jedoch Honecker
im Rechenschaftsbericht des Politbüros die
Zukunft der deutsch-deutschen Beziehungen
mit der Rüstungsentwicklung im Westen.
„Wer", so führte er aus, „die NATO-Hochrü-
stung vorantreibt, wer mit neuen Atomrake-
ten das militärisch-strategische Gleichge-
wicht in Europa antastet, der schafft Tatbe-
stände, die gegen die weitere Normalisierung
der Beziehungen zwischen den beiden deut-
schen Staaten wirken und Erreichtes gefähr-
den."17)
Bis zum Sommer 1981 befand sich das
deutsch-deutsche Verhältnis in einer Schwe-
belage. Es war weder endgültig blockiert noch
gab es konkrete Anzeichen für substantielle
Fortschritte. In dieser Situation fand eine For-
mulierung Beachtung, die Bewegungsmög-
lichkeiten zwischen den beiden deutschen
Staaten zu signalisieren schien. In der Be-
richterstattung über das jährliche Treffen Ho-
neckers mit dem Generalsekretär der KPdSU
auf der Krim hieß es: „Die Gesprächspartner



sind der Meinung, daß in der gegenwärtigen
komplizierten Situation breiter internationa-
ler Austausch sowie rege politische Kontakte
zwischen Staatsmännern von Ländern mit un-
terschiedlichen Systemen besonders wertvoll
und notwendig sind."18) Auf der Leipziger
Herbstmesse wurde diese Meldung wieder-
holt aufgegriffen und veranlaßte Honecker
schließlich zu der Feststellung: „Selbstver-
ständlich gilt das auch für ein Treffen mit
Herrn Schmidt."19)
Das Treffen fand vom 11. bis 13. Dezember
1981 in der DDR statt, ohne unmittelbar zu
Vereinbarungen — sieht man von der Anfang
1982 bekanntgegebenen Verlängerung der
Swingregelung bis zum Juni des Jahres ab —
und Konzessionen in Punkten der jeweiligen
Wunschkataloge zu führen. Das Drängen
Bonns auf eine Reduzierung des Pflichtum-
tausches bei Reisen in die DDR blieb ebenso
ergebnislos wie Ost-Berlins Vorstöße in der
Staatsbürgerschaftsfrage und der übrigen For-
derungen von Gera. Während das Kommuni-
qu die breite Palette bilateraler Probleme
auch in heiklen humanitären Bereichen aufli-
stete, bemühte sich die DDR vor allem darum,
die Bedeutung des Treffens für den Frieden
sowie den Fortgang der Abrüstung und Zu-
sammenarbeit in Europa herauszustreichen.
So befaßte sich Honecker in einem Interview
für das Neue Deutschland wenige Tage nach
Abschluß des Besuches vorrangig mit Fragen
der Ost-West-Spannungen und Themen der
Abrüstung und Rüstungskontrolle. Er ver-
säumte es nicht, die Warnung zu wiederho-
len, daß eine Stationierung neuer Nuklear-
waffen in der Bundesrepublik „sich auch auf
die Beziehungen zwischen beiden deutschen
Staaten auswirken würde". Darüber hinaus, so
als gelte es durch das Kommunique geweckte
Hoffnungen zu dämpfen, erinnerte er an die
Forderungen von Gera, unterstrich aber zu-
gleich das Interesse der DDR an einem weite-
ren Ausbau der Handelsbeziehungen und
verwies auf die Möglichkeit, praktische Fra-
gen zu lösen, „an denen die andere Seite In-
teresse hat"20).
Der Verlauf des Jahres 1982 zeigte, ohne für
die deutsch-deutschen Beziehungen neue
Perspektiven zu eröffnen, daß der SED daran
gelegen war, die durch die Gespräche mit
Helmut Schmidt am Werbellinsee geschaf-
fene Atmosphäre zu bewahren und auch nach
der Ausrufung des Kriegsrechts in Polen
nicht neu zu belasten. So begrüßte Honnecker
die Haltung der Bundesregierung, sich an

amerikanischen Sanktionsmaßnahmen gegen
Polen nicht zu beteiligen und nahm mit Inter-
esse die Bemühungen Bonns zur Kenntnis, „in
Verbindung mit einer partnerschaftlichen
Haltung in der Friedensfrage auch mehr Nor-
malität in den Beziehungen zwischen der
DDR und der BRD zu ermöglichen"21 ). Immer-
hin erweiterte die DDR mit Wirkung vom
15. Februar die Reisemöglichkeiten in drin-
genden Familienangelegenheiten22 ); zu einer
Verringerung des Pflichtumtausches bzw. zur
Gewährung eines „Sozialrabatts" für Kinder
und Rentner fand sich Ost-Berlin allerdings
nicht bereit, obwohl Bonn auf den „politisch-
psychologischen" Zusammenhang gerade die-
ses Problems mit einer Neufestsetzung des
Überziehungskredits mehrfach hingewiesen
hatte. Im Juni und September gewährte die
DDR einige weitere humanitäre Erleichterun-
gen. Ferner wurden in bilateralen Vereinba-
rungen bestehende Regelungen fortgeführt
bzw. ergänzt23 ). Darüber hinaus gab es anläß-
lich eines Gesprächs zwischen Honecker und
Wischnewski — nicht ohne daß der SED-Ge-
neralsekretär zum wiederholten Male auf den
Zusammenhang zwischen „gutnachbarlichen
Beziehungen" und einer Stationierung ameri-
kanischer Nuklearwaffen aufmerksam mach-
te24 ) — die Verabredung, die blockierten Ver-
handlungen über ein Kulturabkommen wie-
der aufzunehmen und dabei die umstrittene
Frage des „Preußischen Kulturbesitzes" auszu-
klammern 25 ).

Der Regierungswechsel in Bonn im Septem-
ber 1982 veränderte diesen Stand der
deutsch-deutschen Beziehungen nicht. Ho-
necker bekräftigte in einer ersten Reaktion



auf die Regierungserklärung vom 13. Oktober,
daß für die Politik der DDR die Existenz
zweier souveräner, voneinander unabhängi-
ger Staaten bestimmend sei26 ) und setzte im
übrigen auf Kontinuität. Die Ausstellungen
„Stadt Park — Park Stadt" in Magdeburg und
über Schinkel in Hamburg, die Gespräche der
Bundesminister Schneider und Dollinger mit
ihren DDR-Kollegen sowie schließlich die
Begegnung von Bundespräsident Carstens
mit Honecker anläßlich der Beisetzung
Breschnews belegten eine beiderseitige Dia-
logbereitschaft. „Wichtig ist", so Honecker auf
der 5. Tagung des ZK der SED im November
1982, „daß die Politik Bonns entsprechend den
abgeschlossenen Verträgen dazu beiträgt, der
Verschärfung der internationalen Lage entge-
genzuwirken und die Beziehungen mit der
DDR von allem Ballast freizuhalten, der Fort-
schritte in diesen Beziehungen behindert."27 )
Bis zu den Bundestagswahlen am 6. März
1983 prägte dann jedoch Zurückhaltung, aber
auch zunehmende Sorge über den künftigen
deutschlandpolitischen Kurs einer von der
CDU/CSU geführten Bundesregierung die
Haltung der DDR28 ). Eine erste offizielle Stel-
lungnahme Ost-Berlins zu der durch die
Wahlen bestätigten Regierungskoalition in
Bonn waren die Ausführungen Honeckers auf
der Leipziger Frühjahrsmesse. Honecker griff
dabei eine Formulierung Kohls und der CDU
auf und sprach davon, daß beide deutschen
Staaten viel tun könnten, um „mit immer we-
niger Waffen Frieden (zu) schaffen". Gleich-
zeitig bestätigte er seine Absicht, 1983 die
Bundesrepublik zu besuchen, und fügte hinzu:
„Über verschiedene Dinge könne man sich
streiten, .aber uns scheint es besser zu sein,
auf den Gebieten zusammenzuwirken, wo die
Möglichkeit der Zusammenarbeit gegeben
ist'"29 ) — ein erneutes Signal für eine sachbe-
zogene Dialogbereitschaft der DDR, das Gün-
ter Mittag in seinen Gesprächen in Bonn wie-
derholte.

Am 10. April starb der Transitreisende Bur-
kert. Sein Tod veranlaßte insbesondere die
CSU zu vehementen Attacken auf die DDR
und gab der innenpolitischen Diskussion über
eine deutschlandpolitische „Wende" neuen
Auftrieb. Unter ausdrücklichem Hinweis dar-
auf ließ Honecker seinen Besuch der Bundes-
republik 1983 absagen. In einem anschließen-
den als offiziöse Stellungnahme der SED zu
wertenden Kommentar im Neuen Deutsch-
land wurden die Voraussetzungen für einen
deutsch-deutschen Normalisierungsprozeß
noch einmal in aller Deutlichkeit zusammen-
gefaßt30 ). Er erinnerte an die Forderungen
von Gera, warnte vor einer deutschlandpoliti-
schen Wende und unterstrich die negativen
Konsequenzen für die zwischenstaatlichen
Beziehungen, die mit einer Stationierung
amerikanischer Nuklearraketen verbunden
wären. Doch auch dieser Kommentar ließ die
Tür zu deutsch-deutschen Beziehungen auf
der „Basis der abgeschlossenen Verträge" und
der Prinzipien der „friedlichen Koexistenz"
geöffnet. .Aufgeschoben bedeutet nicht aufge-
hoben", lautete dementsprechend wenig spä-
ter die Antwort Honeckers auf die Frage nach
seinem Besuch in der Bundesrepublik31).
In diesem eher perspektivelosen Zustand der
deutsch-deutschen Beziehungen war die
Bürgschaft der Bundesregierung für einen
Bankenkredit an die DDR in Höhe von einer
Milliarde D-Mark ebenso überraschend wie
das Ende Juli 1983 stattfindende Gespräch
zwischen Honecker und Strauß. Nachdem
schon zuvor Oppositionsführer Vogel mit Ho-
necker zusammengetroffen war, folgten im
weiteren Verlauf des Jahres auf den unter-
schiedlichsten Ebenen eine Vielzahl deutsch-
deutscher Gespräche, bei denen ein breites
Spektrum bilateraler Probleme sowie europäi-
scher Sicherheitsfragen erörtert wurden. Die-
ser Dialog geht — weniger spektakulär —
näch dem Stationierungsbeschluß des Bun-
destages weiter.

III. Die DDR — ein Instrument sowjetischer Westpolitik?
Die Kommunikation zwischen den beiden
deutschen Staaten ist seit dem NATO-Dop-

pelbeschluß zu keiner Zeit vollends abgeris-
sen und hob sich phasenweise sogar deutlich
positiv vom verschlechterten Ost-West-Ver-
hältnis ab. Die diversen Absagen bzw. Ver-
schiebungen von Besuchsterminen hatten nur
vorübergehende Bedeutung. Die Rede von
Gera setzte deutschlandpolitische Zielpunkte
der DDR, ohne jedoch pragmatische Zwi-



schenschritte auszuschließen. Dieses Resü-
mee ist weitgehend unbestritten. Umstritten
sind hingegen die Antworten auf die eingangs
gestellten Fragen, die die Entwicklung seit
1980 begleiten.
Ein häufig anzutreffendes westliches Erklä-
rungsmuster der DDR-Außenpolitik besagt,
sie sei „ein Ergebnis und ein Instrument so-
wjetischer Außenpolitik" und bewege sich „im
Schlepptau Moskaus"32 ). Demnach diente
auch der Fortgang des deutsch-deutschen
Dialogs nach den Ereignissen zum Jahres-
ende 1979 in erster Linie sowjetischen Zielen,
die so zu bestimmen seien: Moskau habe ein
dauerhaftes Interesse daran, die politischen
Spannungen zwischen den USA und Westeu-
ropa zu verstärken. Darauf zielten sowjetische
Entspannungs- und Kooperationsangebote an
die westeuropäischen Staaten bei gleichzeitig
unversöhnlicher Frontstellung gegenüber den
USA Voraussetzung dieser Politik sei es, sich
Einflußmöglichkeiten zu schaffen, die den
Westeuropäern den Wert friedlicher Koexi-
stenzbeziehungen mit der Sowjetunion de-
monstrierten, um sie langfristig aus ihrer at-
lantischen Verankerung herauszulösen. In
dieser der Sowjetunion zugeschriebenen Ziel-
setzung wird der DDR eine besondere Funk-
tion zugewiesen. Sie habe als einziger Staat
des Warschauer Pakts mit der Bundesrepu-
blik ein Gegenüber, dem aufgrund seiner
deutschlandpolitischen Interessen an einem
Dialog mit der DDR in besonderer Weise ge-
legen sei. Aufgabe der DDR sei es deshalb,
Entspannungssignale zu senden und sie bei
Bedarf mit der Forderung nach politischem
Wohlverhalten zu verbinden.
Ob dieses Bild sowjetischer Westpolitik, in
das die DDR fest eingefügt ist, zutrifft, kann
dahingestellt bleiben. Die Frage ist vielmehr,
ob die Dialogbereitschaft der DDR mit der
Bundesrepublik ausschließlich als Unterord-
nung unter sowjetische Ziele erklärt werden
kann und ob die Politik Ost-Berlins unter die-
ser Prämisse steht.
Zumindest zu Beginn des Jahres 1980 war er-
kennbar, daß die DDR zur gleichen Zeit, in
der die Sowjetunion die Bundesrepublik
scharf attackierte, ihre Sorge über eine mögli-
che Belastung der deutsch-deutschen Bezie-
hungen hervorhob33 ). Auch die Form, in der
die DDR die Absage des für 1980 verabrede-
ten Treffens zwischen Schmidt und Honecker
bekanntgab, signalisierte sowohl gegenüber

der eigenen Bevölkerung als auch der Bun-
desregierung, daß sich die SED zwar den
Wünschen ihrer Vormacht hatte beugen müs-
sen, gleichzeitig aber an einer Kontinuität der
deutsch-deutschen Gesprächskontakte und
einem Klima der Entspannung interessiert
blieb. Diese These erklärt, warum die SED
den außergewöhnlichen Weg einer ADN-
Meldung wählte, um in den Worten des Re-
gierungssprechers der Bundesregierung mit-
zuteilen, die Verschiebung des Termins sei „in
der gegenwärtigen Phase der angespannten
Ost-West-Beziehungen von der DDR-Seite
ausgegangen" ).34

Auch wenn man die Besuchsabsage als Bestä-
tigung für den engen und jederzeit von Mos-
kau kontrollierten Handlungsspielraum der
DDR nimmt, bleibt folgende Überlegung be-
denkenswert: Eine Instrumentierung der
DDR im westpolitischen Interesse der Sowjet-
union setzt die potentielle Wirksamkeit des
eingesetzten Instruments voraus. Eine DDR,
die bedingungslos als verlängerter Arm Mos-
kaus handelt, würde diese Erwartung nicht
erfüllen. Wenn hingegen die Sowjetunion ei-
nem spezifischen Eigeninteresse der DDR —
über dieses wird im weiteren Verlauf noch zu
reden sein — den notwendigen Bewegungs-
raum zu seiner Realisierung einräumt, läßt
sich die Westpolitik beider Staaten wirkungs-
voll verbinden. Aus der wechselseitigen Ver-
flechtung der westpolitischen Ziele der So-
wjetunion und der DDR resultiert dann je-
doch nicht notwendigerweise nur ein Ele-
ment der Abhängigkeit Ost-Berlins von Mos-
kau. Vielmehr sind die Spezifika der Bezie-
hungen der DDR zur Bundesrepublik ebenso
wie das deutschlandpolitische Interesse
Bonns Vorbedingungen, die eine Instrumen-
tierung der DDR im westpolitischen Kalkül
der Sowjetunion erst ermöglichen und damit
gleichzeitig die Verhandlungsposition Ost-
Berlins gegenüber Moskau — aber auch ge-
genüber Bonn — begünstigen.
Welche Aussichten hatte die DDR, spezifi-
sche deutschland- und entspannungspoliti-
sche Anliegen bei einer verschärften Ost-
West-Konfrontation weiterzuverfolgen? Die
DDR war sich jederzeit der Abhängigkeit ih-
rer Außenpolitik vom Verhältnis der beiden
Supermächte zueinander bewußt. Auf die
Frage des Verlegers Maxwell nach den Chan-
cen, „den Dialog zwischen den beiden deut-
schen Staaten von der weltpolitischen Krise
abzukoppeln", gab Honecker eine zwar nur in-
direkte, aber in ihrer Substanz verneinende
Antwort. Es gehe nicht um ein „Abkoppeln,



sondern um die Entschärfung der internatio-
nalen Situation"35 ). Deutlicher äußerte sich
Honecker auf dem X. Parteitag der SED im
April 1981: .Auch wir träumen nicht von der
Möglichkeit, gute Beziehungen zur Bundesre-
publik Deutschland, einem der stärksten
NATO-Staaten, unterhalten zu können, wenn
sich die Beziehungen zwischen den USA und
der UdSSR durch eine unberechenbare, auf
Konfrontation zielende Politik der USA ver-
schärfen."36 )
Für einen entspannungspolitischen Allein-
gang fehlten und fehlen der DDR also alle
Voraussetzungen. Andererseits war sie —
und das war zu Beginn des Jahres 1980 in
besonderer Weise sichtbar und fand in den
nachfolgenden Jahren seine Bestätigung —
daran interessiert, den Stand ihrer Beziehun-
gen zur Bundesrepublik, wie er sich in den
Jahren der Entspannung entwickelt hatte, zu
bewahren. Angesichts dieser Interessenlage
und einer realistischen Einschätzung ihres
Handlungsspielraums mußte der DDR daran
gelegen sein, ihre Deutschlandpolitik mög-
lichst nahtlos mit der Westpolitik der Sowjet-
union zu verknüpfen. Was sich als eine Unter-
ordnung unter die Politik Moskaus darstellt,
erweist sich so in Wirklichkeit als eine weit-
gehende Identität der Interessen und Über-
einstimmung über den eingeschlagenen
Weg.
Diese Verzahnung der Deutschlandpolitik der
SED mit den eigenen sowie den sicherheits-
politischen Zielen Moskaus ist nicht erst zu
Beginn dieses Jahrzehnts eingeleitet worden.
Sie setzte vielmehr eine Entwicklung fort, die
bereits in der ersten Hälfte der siebziger
Jahre begann37 ). Mit dem Doppelbeschluß der
NATO war jedoch ein Element in die Ost-
West-Beziehungen eingebracht worden, das
sich als Schnittpunkt zwischen der Deutsch-
landpolitik der SED und der von Moskau do-
minierten Sicherheitspolitik des Bündnisses
in besonderer Weise anbot. Dementspre-
chend nahmen im Laufe der Jahre — zu-
nächst in noch recht allgemeiner Form —

Zahl und Deutlichkeit der Aussagen zu, in
denen die Zukunft der deutsch-deutschen Be-
ziehungen mit der Entscheidung Bonns über
eine Stationierung verbunden wurde.
Doch auch dieser Versuch der DDR, den
deutsch-deutschen Dialog vom sicherheitspo-
litischen Wohlverhalten der Bundesrepublik
abhängig zu machen und damit auf die Rü-
stungsdiskussion und die Friedensbewegung
in der Bundesrepublik Einfluß zu nehmen, be-
legt die These von der Deutschlandpolitik der
DDR als einem Instrument Moskaus nur be-
dingt. Die erklärte Absicht der Sowjetunion,
vermeintliche Verschiebungen im europäi-
schen Kräftegleichgewicht nicht zuzulassen
und mit Gegenmaßnahmen zu beantworten,
berührte und berührt in dem Maße das Inter-
esse der DDR, wie Modernisierungspläne für
taktische Nuklearwaffen auch ihr Staatsge-
biet einbezogen. Nur wenn es Ost-Berlin ge-
lingen würde, den Stationierungsbeschluß der
NATO zu verhindern, würden der DDR Argu-
mente gegen eine weitere Nuklearisierung
ihres Territoriums zuwachsen. Insofern war
und ist die Kampagne gegen eine „Nachrü-
stung" durchaus ein ureigenstes Anliegen
Ost-Berlins. Ob und inwieweit die Bereit-
schaft der SED, den schwedischen Vorschlag
für eine nuklearwaffenfreie Zone nicht nur
zustimmend aufzugreifen, sondern auf das
ganze Gebiet der DDR auszudehnen, in die-
sem Zusammenhang gesehen werden muß
und nicht nur ein geschickter propagandisti-
scher Schachzug war, muß dahingestellt blei-
ben. Immerhin ist eine abschließende eindeu-
tige Antwort auf diese Frage wohl kaum mög-
lich.
Auch die folgende Überlegung spricht für ein
ambivalentes Verhalten der DDR und gegen
eine monokausale Interpretation der
Deutschlandpolitik der SED in den zurücklie-
genden vier Jahren: Ost-Berlin hat zu keinem
Zeitpunkt seine Dialogbereitschaft so unmit-
telbar mit der Erfüllung sicherheitspolitischer
Forderungen verknüpft, daß ein Abbruch
deutsch-deutscher Beziehungen nach einer
beginnenden Stationierung unausweichlich
geworden wäre. Bei allen warnenden Untertö-
nen, daß das Verhältnis zwischen den beiden
deutschen Staaten nicht von der Rüstungspo-
litik der NATO zu trennen sei, blieben die
Formulierungen flexibel genug, um eine prag-
matische Kooperation ohne Gesichtsverlust
auch nach der Abstimmung des Bundestages
fortführen zu können. Nicht zuletzt diese Be-
obachtung lenkt das Augenmerk auf die In-
teressen der DDR, die über die engere Sicher-
heitsproblematik hinausgehen.



IV. Modus vivendi versus Beziehungen friedlicher Koexistenz

Der Grundlagenvertrag gab der DDR zwar
das internationale Parkett als formal gleich-
berechtigtes Mitglied der Staatengemein-
schaft frei, doch an der Weigerung Bonns, die
Schwelle zu einer uneingeschränkten völker-
rechtlichen Anerkennung der DDR zu über-
schreiten und den anderen deutschen Staat
als Ausland zu behandeln, hatte er nichts ge-
ändert. Nach wie vor ist der Grundkonflikt
über die Art der Beziehungen zwischen der
Bundesrepublik und der DDR nicht ausge-
räumt. Für Bonn schuf der Vertrag von 1972
die Bedingungen für einen Modus vivendi; für
Ost-Berlin besiegelte er den Status quo und
legte den Grundstein für die Beziehungen auf
der Basis „friedlicher Koexistenz“.
Aus der Sicht des Jahres 1972 war der Grund-
lagenvertrag und die mit ihm verbundene in-
ternationale Aufwertung der DDR für die
SED zweifellos ein Erfolg. Es war jedoch nicht
zu erwarten, daß sich Ost-Berlin auf Dauer
mit dem Erreichten begnügen würde. Wenn
man davon ausgeht, daß die SED-Führung in
den zurückliegenden Jahren mit einem ent-
spannungspolitischen Kurs gewiß nicht
deutsch-deutsche Gemeinsamkeiten betonen
wollte, die den gesamtnationalen Ansprüchen
der Bunderepublik Vorschub leisten, dann
bleibt für die Politik der DDR das folgende
Motiv bestimmend: die völkerrechtliche Auf-
wertung auch im Verhältnis zur Bundesrepu-
blik. Damit stand und steht Ost-Berlin immer
wieder vor der Entscheidung, unter welchen
«politischen Rahmenbedingungen ein Abbau
der Statusdefizite in den Beziehungen zu
Bonn am aussichtsreichsten erscheint: in ei-
nem Klima verschärfter Ost-West-Konfronta-
tion oder im Zuge eines fortdauernden Ent-
spannungsprozesses, der das Verhältnis zur
Bundesrepublik einschließt.
Überblickt man die Vorteile, die die DDR in
der Periode der Entspannung sowohl in wirt-
schaftlicher als auch in politischer Hinsicht
verbuchen konnte38 ), dann ist es einsichtig,
daß der DDR an einer umfassenden Konfron-
tation in der Folge der Ost-West-Krisen der
vergangenen Jahre ebensowenig gelegen sein
konnte wie an einer Politik allseitiger Ab-
grenzung. Der Prozeß der Entspannung seit
den ausgehenden sechziger Jahren war für
die DDR Gefährdung und Chance zugleich.

Gefahren — vor allem für die innere Stabilität
— ergaben sich aus der größeren — wenn
auch weitgehend einseitigen — Durchlässig-
keit der Grenze zwischen den beiden deut-
schen Staaten. Mit Hilfe von Abgrenzungs-
maßnahmen gelang es der DDR jedoch, das
Maß unerwünschter Folgewirkungen unter
Kontrolle zu halten. Die hier erreichten Er-
folge der SED sind offensichtlich, und sie wer-
den auch nicht durch die Aktivität vereinzel-
ter Friedensgruppen in der DDR ernsthaft in
Frage gestellt. Die DDR ist heute zweifellos
einer der stabilsten Staaten des Warschauer
Pakts. Sie hat sich ohne nachhaltige Störun-
gen des Herrschaftsanspruchs der SED in den
Entspannungsprozeß einzuordnen vermocht
und ist seit Mitte der siebziger Jahre dazu
übergegangen, ihre Vorteile im Interesse ei-
ner weiteren Aufwertung der DDR zu nut-
zen.
Aus dieser Bewertung folgt, daß die Statusfor-
derungen der DDR als der offensive Versuch
zu werten sind, die im Grundlagenvertrag fi-
xierten Bedingungen deutsch-deutscher Be-
ziehungen zu überwinden. Es spricht für eine
realistische Einschätzung der Erfolgsaussich-
ten dieser Politik, wenn die SED-Führung da-
von ausgeht, daß der Schlüssel, mit dem die
im Nationenverständnis der Bundesrepublik
zusammengefaßten und von ihm abgeleiteten
Rechtsvorbehalte aufgehoben werden kön-
nen, letztlich in Bonn liegt und allenfalls
durch eine Politik des Dialogs und nicht der
Dialogverweigerung erreichbar ist. Dement-
sprechend setzt die DDR auf eine Politik, die
durch Kommunikation Normalität (im Sinne
friedlicher Koexistenzbeziehungen) auch im
Verhältnis beider deutscher Staaten zueinan-
der herzustellen und zu bewahren versucht.
Sie wird darin wohl nicht zuletzt durch den
Sachverhalt bestärkt, daß Kontakte im zwi-
schenmenschlichen Bereich zwischen den
beiden deutschen Staaten Teil des An-
spruchskataloges der DDR-Bürger geworden
sind und nur unter dem Risiko innerer Moti-
vationsverluste zurückgenommen werden
können. „Normale" deutsch-deutsche Bezie-
hungen sind, unabhängig davon, welche Ko-
alition in Bonn regiert, ein konstantes Ziel
der DDR-Deutschlandpolitik. Einen Wider-
spruch zwischen den heftigen Attacken der
DDR gegen alle Versuche, die deutsche Frage
offenzuhalten und einer pragmatischen Ko-
operations- und Dialogbereitschaft Ost-Ber-
lins läßt es jedenfalls nicht zu.



V. Warum Gera?

Welches Gewicht hatten und haben ange-
sichts des zuvor angesprochenen DDR-Inter-
esses und der Möglichkeiten zu seiner Reali-
sierung die Forderungen von Gera? Waren
sie — getragen von der Hoffnung auf einen
schnellen Erfolg — der Versuch, einen Durch-
bruch zu erzwingen? Eine Bestimmung der
Motive und des Stellenwerts der deutschland-
politischen Aussage von Gera ist für eine
Analyse der Orientierungsfaktoren der
Deutschlandpolitik der DDR sowohl für die
Vergangenheit als auch für die Zukunft von
wesentlicher Bedeutung.
Bis zum Oktober 1980 hatte die DDR immer
wieder erkennen lassen, daß ihr an einer
„Teilbarkeit der Entspannung" in besonderer
Weise gelegen war. Dieser Eindruck war es,
der die am 8. Oktober 1980 erlassene Anord-
nung über die Erhöhung eines „verbindlichen
Mindestumtausches" und die Rede in Gera als
einen Überraschungsschlag erscheinen ließ,
der die deutsch-deutschen Kontakte abrupt
zu -beenden und nachhaltig zu belasten
schien. Das verschärfte Ost-West-Klima hatte
zumindest auf den ersten Blick nun auch die
Beziehungen zwischen der DDR und der Bun-
desrepublik erreicht.
Was löste in Ost-Berlin diesen Kälteeinbruch
gegenüber Bonn aus? Widerlegt er die These,
daß die DDR ihre Interessen i einem Klima
der Entspannung besser aufgehoben glaubte
als in konfliktträchtigen Ost-West-Beziehun-
gen? Westliche Beobachter haben vor allem
drei Interpretationsvarianten diskutiert. Da
steht zunächst die Vermutung, die Sowjet-
union habe der DDR „eine Verlangsamung
des innerdeutschen Normalisierungstempos"
auferlegt neben der Annahme, der „deutsch-
landpolitische Rückschlag .. .(sei) aufgrund ei-
nes originären sicherheitspolitischen Kalküls
der SED-Führung" angesichts des Erosions-
prozesses in Polen erfolgt. Eine dritte Inter-
pretation argumentiert, Honecker habe mit
seiner Rede in Gera die Deutschlandpolitik
verstärkt in den Dienst sicherheitspolitischer
Ziele des Warschauer Pakts gestellt und den
Fortgang des deutsch-deutschen Dialogs vom
Verhalten der Bundesrepublik in der Nachrü-
stungsdebatte abhängig gemacht39 ).

Für eine direkte sowjetische Einflußnahme,
analog zum Vorgang der Besuchsabsage vom
Januar 1980, bietet die Rede von Gera keinen
Hinweis. Wenn man davon ausgeht, daß der
Sowjetunion an einem Fortgang der deutsch-

deutschen Beziehungen gelegen war, um sie
als Köder im Poker um eine Verhinderung
des Nachrüstungsbeschlusses einzubringen,
dann ist es höchst unwahrscheinlich, daß
Moskau der Initiator von Gera war40 ). Ein In-
teresse der Sowjetunion, den Dialog zwischen
den beiden deutschen Staaten zumindest vor-
übergehend zu blockieren, könnte allenfalls
darin bestanden haben, angesichts der Vor-
gänge in Polen keine zusätzlichen Experi-
mente an der Westgrenze ihres Einflußberei-
ches zuzulassen. Einen deutlichen Beleg gibt
es für diese Annahme jedoch nicht.
Dennoch war Polen das ausschlaggebende
Moment für Gera; doch die Entscheidung dar-
über fiel nicht in Moskau, sondern in Ost-Ber-
lin. Diese These besagt nicht, daß die SED-
Führung eine unmittelbare Ansteckungsge-
fahr befürchten mußte. Anzeichen für ein
überspringen des „polnischen Funkens" auf
die DDR fanden sich mehr in der westlichen
Berichterstattung als in der DDR selbst. Zwar
nahm die Debatte über die Rolle von Gewerk-
schaften im System des entwickelten Sozialis-
mus" deutlich zu41 ), ohne damit jedoch er-
kennbar auf Strömungen im Freien Deut-
schen Gewerkschaftsbund (FDGB) zu reagie-
ren, die den in Polen stattfindenden Entwick-
lungen ähnlich gewesen wären. Allerdings
war Polen — im Unterschied zu den zuvor
ausgelösten Krisen um Afghanistan und den
Brüsseler Doppelbeschluß — eine Herausfor-
derung, die zwar nicht aktuell die innere Sta-
bilität der DDR gefährdete, jedoch potentiell
die ideologische Kohärenz des Blocks und da-
mit die entscheidende Existenzbedingung der
DDR berührte. Die Vorstellung einer durch
einen „sozialistischen Pluralismus" im Osten
und der Bundesrepublik im Westen einge-
schlossenen DDR genügt, um die durch die
Vorgänge in Polen möglicherweise aufziehen-
den Gefahren für den Herrschaftsanspruch
der SED hinreichend zu illustrieren.
Die Rede von Gera ist Ausdruck dieses Ge-
fahrenkalküls. Die SED-Führung sah sich ver-
anlaßt, in erster Linie mit Blick auf die eigene
Bevölkerung Orientierungsmaßstäbe zu set-
zen, die einer durch Polen unsicher geworde-
nen Zukunft standhalten mußten42). Diesem
Zweck dienten die an Bonn gerichteten For-
derungen. Sie sind die prägnante Zusammen-



fassung der Positionen der DDR, die im
Grundlagenvertrag uneingelöst blieben und
die nun zu einem Zeitpunkt in den Vorder-
grund gehoben wurden, in dem die Entwick-
lung in Polen einem unbekannten Ziel zu-
steuerte. Die Projektion dieser Unsicherhei-
ten der SED auf die „revanchistische" Politik
der Bundesrepublik und der Rückgriff auf die
Terminologie der fünfziger und sechziger
Jahre43 ) schienen am besten dafür geeignet
zu sein, mögliche deutschlandpolitische Illu-

• sionen in der DDR-Bevölkerung zu dämpfen
und alle Energien auf die wirtschaftliche und
soziale Entwicklung des eigenen Staates zu
lenken.
Die These, daß die Forderungen von Gera pri-
mär eine innenpolitische Funktion hatten,
stellt den Zusammenhang zwischen der Poli-
tik Ost-Berlins gegenüber Bonn und überge-
ordneten sicherheits- sowie rüstungskontroll-
politischen Zielen des sozialistischen Lagers
nicht in Abrede. Honecker nahm in seinen
Ausführungen ausdrücklich Bezug auf die
Rolle der Bundesrepublik „als Erfinder und
Einpeitscher des Brüsseler Raketenbeschlus-
ses" und bezeichnete diese als mit einer Nor-
malisierung der Beziehungen zwischen den
beiden deutschen Staaten unvereinbar. Inso-
fern war der stereotype Hinweis, daß die Ver-
tragspolitik der DDR mit der Bundesrepublik
„ein Teil der abgestimmten Politik (des) Bünd-
nisses der Staaten des Warschauer Vertrages
zur Friedenssicherung" sei, sicherlich sehr
konkret gemeint und auch auf die Haltung
der Bundesregierung in der Raketendebatte
bezogen. Doch mißt man diese Aussagen am
Gesamttenor der Rede von Gera, so ordnen
sie sich ein in das Anliegen der SED, durch
außen- und damit zugleich deutschlandpoliti-

sehe Härte den Unwägbarkeiten der Polen-
Krise entgegenzusteuern.
Die Konsequenz dieser Abwägung zwischen
inneren und äußeren Faktoren, nach der die
Rede von Gera in erster Linie eine Reaktion
(oder auch Überreaktion) auf die aktuelle Si-
tuation war, in der militärische Schritte gegen
Polen noch keineswegs ausgeschlossen wer-
den konnten, ist, daß die deutschland- und
sicherheitspolitischen Aussagen Honeckers
mit großer Wahrscheinlichkeit auch ohne die
Nachrüstungsdebatte gemacht worden wären.
Gera mag den engen Zusammenhang zwi-
schen einer deutsch-deutschen Normalisie-
rung und sicherheitspolitischen Zielen Mos-
kaus bestätigt haben, begründet hat er ihn
wohl nicht. Insofern war diese Rede kein Be-
weis dafür, „daß die DDR-Führung ihre
Deutschlandpolitik grundsätzlich geändert
hat"44 ). Gera illustriert vielmehr den Konflikt
zwischen einer umfassenden Abhängigkeit
der DDR von der inneren und äußeren Stabili-
tät des sozialistischen Lagers auf der einen
Seite und spezifisch deutschlandpolitischen
Interessen Ost-Berlins auf der anderen Seite.
Die Priorität liegt, wie die Ausführungen Ho-
neckers noch einmal deutlich unterstrichen,
auf dem Zusammenhalt des sozialistischen
Blocks. Die Absicht der DDR, die Beziehun-
gen zur Bundesrepublik auch nach Afghani-
stan und der Entscheidung von Brüssel fort-
zuführen, wurde deshalb durch Gera nicht
hinfällig, jedoch im Interesse vorrangiger
Ziele vorübergehend in den Hintergrund ge-
drängt. Honeckers Forderungen haben sich
dann auch nicht, obwohl sie so formuliert wa-
ren45 ), als unüberwindliche Hindernisse für
einen weiteren deutsch-deutschen Dialog er-
wiesen.

VI. Wirtschaft und Entspannung

Die Dialogbereitschaft der DDR mit der Bun-
desrepublik wird am häufigsten auf wirt-
schaftliche Motive zurückgeführt. Der
deutsch-deutsche Handel biete der DDR Vor-
teile, auf die sie nicht bzw. noch nicht verzich-
ten wolle und könne. Tatsächlich hat die DDR
in den siebziger und Anfang der achtziger
Jahre zu keinem Zeitpunkt am Status der
Handelsregelungen mit der Bundesrepublik
zu rütteln versucht. Nach wie vor spricht
nichts dafür, daß Ost-Berlin die Substanz

des „Berliner Abkommens“ von 1951 ) in der
Fassung von 1960 zu ändern wünscht

46

47 ).



Insbesondere die Bestimmungen über einen
zinslosen Überziehungskredit („Swing") so-
wie die Entlastungen, die sich für die DDR
aus den Verrechnungsmodalitäten ergeben,
und schließlich die — von der DDR freilich in
Abrede gestellte — „stille Teilhaberschaft" an
der Europäischen Gemeinschaft gelten als Be-
günstigungen, die die DDR nicht verspielen
wolle. Dieses Interesse Ost-Berlins sei vor al-
lem in der jüngsten Vergangenheit besonders
deutlich geworden, als die DDR Importe aus
der Bundesrepublik kräftig erhöhte, während
sie gleichzeitig ihre Importe aus den übrigen
westeuropäischen OECD-Staaten drastisch
reduzierte ).48

Es soll nicht bestritten werden, daß die wirt-
schaftlichen Interessen der DDR das deutsch-
landpolitische Kalkül der SED-Führung in
den vergangenen vier Jahren mitbestimmt
haben und weiterhin mitbestimmen. Das trifft
wohl insbesondere für das erste Halbjahr 1982
zu, in dem es darum ging, die zum Jahresende
1981 ausgelaufene und dann nur für sechs
Monate verlängerte Swing-Regelung neu fest-
zulegen. Doch auch damals hat die DDR, in-
dem sie das verfügbare Swing-Volumen nur
teilweise in Anspruch nahm, deutlich zu er-
kennen gegeben, daß mit deutsch-deutschen
Handelsregelungen keine politischen Kon-
zessionen zu erwirken seien. Damals wie
heute gilt, daß die DDR einen „politisch-psy-
chologischen" Zusammenhang zwischen Er-
leichterungen im humanitären Bereich und
insbesondere beim Problem des Mindestum-
tausches und wirtschaftlichen Vereinbarun-
gen mit der Bundesrepublik nicht akzeptieren
wird. Schon zuvor hatte Honecker, ohne aller-
dings auf Einzelheiten einzugehen, davon ge-
sprochen, daß „überholte Regelungen" in den
Handels- und Wirtschaftsbeziehungen zwi-
schen der DDR und der Bundesrepublik
durch „zeitgemäßere" ersetzt werden sollten,
um „bessere Grundlagen für eine kontinuierli-
che, stabile und langfristige Entwicklung des
Handels zu schaffen"49 ). Aus dieser Formulie-
rung ist sicherlich kein kurzfristiges Pro-
gramm abzulesen, wohl aber das langfristige
Ziel, auch die deutsch-deutschen Wirtschafts-
beziehungen von den Elementen zu befreien,
die aus der Sicht der Bundesrepublik den
Sondercharakter des Verhältnisses der bei-
den deutschen Staaten zueinander belegen.
Es ist zumindest fraglich, ob die DDR mit
einer Wirtschaftsvereinbarung und dem In-

teresse an einer gemeinsamen Wirtschafts-
kommission50 ) nur bestehende Regelungen
fortschreiben will, ohne nicht zugleich auch
durch eine neue Grundlage ihre Qualität zu-
gunsten einer völkerrechtlichen Aufwertung
der DDR zu verändern.
Ein ähnliches Spannungsverhältnis zwischen
wirtschaftlichen Erfordernissen der DDR ei-
nerseits und ihren politischen Zielen anderer-
seits kennzeichnet den von der Bundesregie-
rung — in letzter Konsequenz allerdings von
der DDR — verbürgten Kredit an Ost-Berlin
vom Sommer 1983. Es wäre zumindest einsei-
tig, den Vorgang nur ökonomisch zu beleuch-
ten und lediglich die finanzpolitische Entla-
stung für die DDR herauszustellen. Zugleich
sind auch seine politischen Begleiterschei-
nungen in eine Gesamtbewertung einzubezie-
hen, also die Rolle des CSU-Vorsitzenden
Strauß beim Zustandekommen des Kreditge-
schäfts und sein anschließendes Gespräch mit
Honecker. Die CSU mußte — vor allem ange-
sichts der Wahlkampfrhetorik vor den Bun-
destagswahlen 1983 und der Angriffe auf die
Grenzkontrollen der DDR nach dem Tode des
Transitreisenden Burkert — aus der Sicht der
DDR als die politische Kraft in der Bundesre-
publik gesehen werden, die eine deutschland-
politische „Wende" erzwingen könnte, wenn
es nicht gelänge, sie auf eine Kontinuität
deutsch-deutscher Beziehungen festzulegen.
Insofern war Strauß, der noch im Mai 1983 als
„Scharfmacher" tituliert worden war und für
die vorausgegangene Besuchsabsage Honek-
kers mitverantwortlich gemacht wurde51 ),
nicht nur ein wichtiger Partner für eine Kre-
ditzusage, sondern auch für den weiteren
deutsch-deutschen Dialog. Die Feststellung
des DKP-Vorsitzenden Herbert Mies, daß es
wünschenswert wäre, „wenn das Gespräch
Erich Honeckers mit F. J. Strauß allen jenen,
die auf eine .Politik der Stärke' und der Re-
vanche setzen, vor Augen führen würde, daß
es zur Politik der friedlichen Koexistenz
keine vernünftige Alternative gibt"52 ), ver-
weist auf die politische Seite des Vorgangs.
Es wäre angesichts dieser Bewertungen eine
Überfrachtung des ökonomischen Arguments,
wenn man die Deutschlandpolitik der DDR
vorrangig und gelegentlich ausschließlich mit
wirtschaftlichen Zwängen zu begründen ver-
suchte. Der deutsch-deutsche Handel ist eine
wichtige Größe im außenpolitischen Kalkül



der DDR53) und wie 1982 und das erste Halb-
jahr 1983 gezeigt haben54 ), eine willkommene
Rückfallposition in schwierigen Zeiten. Er ist
jedoch langfristig nur in dem Maße der Motor

für ein spezifisches Entspannungsinteresse
Ost-Berlins gegenüber Bonn, wie er auch zu
einer völkerrechtlichen Normalisierung der
beiderseitigen Beziehungen beiträgt.

VII. Die DDR — ein europäischer Staat wie andere?

„Europa" war bis in die siebziger Jahre ein
Tabu, eine „imperialistische", auf Westeuropa
beschränkte Idee, von der sich die DDR mit
allen Mitteln abzugrenzen suchte. Das Heil
lag allein und bedingungslos im Bündnis mit
der Sowjetunion und den Bruderstaaten im
Warschauer Pakt.
Gilt das auch heute noch in dieser Aus-
schließlichkeit? An der existentiellen Abhän-
gigkeit der DDR von der Sowjetunion hat die
Entwicklung der Ost-West-Beziehungen seit
1979 nichts geändert. Doch spricht die SED-
Führung heute von Europa, argumentiert eu-
ropäisch und meint damit ein — wenn auch
durch Bündnisse geteiltes — Gesamteuropa.
Die DDR ist — zweifellos noch weit entfernt
von der Position Polens in den siebziger Jah-
ren — dazu übergegangen, ihre Rolle nicht
nur als „Frontstaat" an der Trennlinie zwi-
schen zwei antagonistischen Gesellschafts-
ordnungen zu definieren, sondern sich auch
als Partner in einem systemübergreifenden
europäischen Entspannungsprozeß anzubie-
ten und zu profilieren.
In Ost-Berlin hat in den vergangenen vier
Jahren eine Haltung an Konturen gewonnen,
die eine unverrückbare Bündnistreue mit ei-
ner Politik der Entspannung zu vereinbaren
sucht. „Die Deutsche Demokratische Republik
ist", so der bereits zitierte offiziöse Kommen-
tar im Neuen Deutschland am Vorabend der
Reise Honeckers zu Gesprächen mit Andro-
pow, „ein souveräner sozialistischer Staat, der
fest im östlichen Bündnis verankert ist. Ihr
Spielraum ist überall dort gegeben, wo es sich
darum handelt, dem Frieden zu dienen und
die Zusammenarbeit zwischen den Staaten zu
fördern."55 ) Die Beziehungen der DDR zur
Bundesrepublik sind ein wesentlicher, aber
nicht der alleinige Inhalt dieser vorsichtigen,
ständig nach innen wie nach außen abgesi-

cherten Orientierung. Die vielfach wieder-
holte und variierte Aussage, daß ein „Durch-
schlagen" der internationalen Spannungen auf
die europäischen Beziehungen verhindert
werden müsse, verweisen auf die erweiterte
Perspektive der Deutschland- und Westpoli-
tik der DDR.
Das, was die DDR 1983 erstmalig als „Spiel-
raum" ihrer Politik bezeichnete, hat sie in den
Jahren der Entspannung erworben. Die DDR
ist nicht mehr nur der verlängerte Arm Mos-
kaus, sondern handelt auch im eigenständi-
gen Interesse. Sie wurde in den siebziger Jah-
ren zunehmend zum Partner der Sowjetunion
und konnte ihren Status als notgedrungen
willfähriger Untergebener partiell abbauen.
Ost-Berlin hat an Bedeutung für Moskau ge-
wonnen, ist damit aber nicht in einen Zustand
bedingungsloser Abhängigkeit zurückgefal-
len. Diese Entwicklung wurde durch die in-
nere Destabilisierung Polens nachhaltig ge-
fördert. Der östliche Nachbarstaat der DDR
ist durch den Autoritätsverlust der Polni-
schen Vereinigten Arbeiterpartei und seine
desolate Wirtschaftslage für unbestimmte
Jahre als westpolitischer Partner der Sowjet-
union ausgefallen. An seine Stelle ist mehr
und mehr die DDR gerückt. Aufgrund ihrer
im Vergleich zu anderen Volksdemokratien
stabilen Wirtschaftsentwicklung und prakti-
zierten Bündnistreue wird Ost-Berlin für
Moskau sobald nicht ersetzbar sein.
Hat die DDR ihre verbesserte Stellung zu nut-
zen vermocht? Eine Antwort muß sich davor
hüten, Erwartungen zu wecken, die die DDR
nicht einlösen kann und wohl auch nicht will.
Es wäre verfehlt, einem politischen Wunsch-
denken zu erliegen und dort Differenzen zwi-
schen Moskau und Ost-Berlin zu konstru-
ieren, wo es sich allenfalls um taktische Nu-
ancen in der Vorgehensweise handelt. Skep-
sis ist ebenso gegenüber der Erwartung ange-
bracht, daß die DDR in der vormals westpoli-
tischen Rolle Polens eine vergleichbare in-
nere Liberalisierung zulassen wird. Öffnung
nach Westen und Kontrolle im Inneren blei-
ben noch für Jahre ein untrennbares Zwil-
lingspaar der DDR-Politik.
Unter Beachtung dieser Einschränkungen er-
geben einzelne Mosaiksteine zwar kein ge-



schlossenes Bild, deuten jedoch darauf hin,
daß die DDR vor allem nach Osten an Selbst-
bewußtsein gewonnen hat. Die Ablösung des
langjährigen sowjetischen Botschafters in
Ost-Berlin, Abrassimow, sowie die beiläufige
Berichterstattung über diesen Vorgang56 ) und
schließlich seine Ersetzung durch den als
Wunschkandidaten Honeckers geltenden
Kotschemassow sind dafür ein Indiz. Moskau
muß offenbar — vor allem nach dem Ausfall
von Polen — mehr als zuvor auf Ost-Berlin
Rücksicht nehmen. Lag die Ursache für Diffe-
renzen zwischen Moskau und Ost-Berlin zu
Beginn der siebziger Jahre darin, daß die
DDR gelegentlich mehr wollte, als Moskau im
übergeordneten, auf die USA fixierten Inter-
esse zu geben bereit war und die DDR sowje-
tische Konzessionen an den Westen fürchte-
te, scheint dieses Verhältnis heute eher um-
gekehrt zu sein. So ist die Modernisierung
und teilweise Neustationierung taktischer
Nuklearwaffen auf dem Territorium der DDR
offensichtlich nicht nur in der Bevölkerung
auf Widerspruch gestoßen57 ), sondern auch in
der Parteispitze nur widerwillig akzeptiert

worden58 ). Daß die DDR die als Gegenmaß-
nahme deklarierte Stationierung vernehmbar
ablehnen würde, war nicht zu erwarten, doch
daß sie ihr Unwohlsein artikulierte und der
Bevölkerung Ventile öffnete, gleiches zu
tun59 ), ist neu. Distanz zu einer von Moskau
zu verantwortenden Entscheidung verrät
schließlich auch der Umweg, auf dem die SED
die Bevölkerung über den Aufbau atomarer
Raketenbatterien in der DDR informierte60).
Das sind nur vage Hinweise auf eine begin-
nende Emanzipation der DDR, an deren Ende
freilich nicht das Ziel steht, sich aus der Ob-
hut der Sowjetunion zu lösen. Ziel es ist je-
doch, dort Handlungsspielraum zu gewinnen,
wo die Berücksichtigung eigener, mit sowjeti-
schen nicht jederzeit deckungsgleicher Inter-
essen es verlangt. Diese sich bisher nur an-
deutende Entwicklung lebte und lebt von ei-
nem entspannten Ost-West-Klima ebenso wie
von der Stabilität des sozialistischen Lagers
und der DDR. Die Anfänge dieser Entwick-
lung sind zu labil, um schon vor Rückschlägen
gefeit zu sein. Eine Deutschlandpolitik der
Bundesrepublik, die sich bestehende Kommu-
nikationsmöglichkeiten bewahren und neue
eröffnen möchte, wird das zu beachten ha-
ben.



Manfred Görtemaker: Westeuropa und die Sowjetunion. Entwicklungschan-
cen des Ost-West-Verhältnisses in Europa
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 15/84, S. 3—12
Seit der sowjetischen Intervention in Afghanistan im Dezember 1979 befindet sich das
Ost-West-Verhältnis in einer Dauerkrise, die auch die Beziehungen zwischen Westeuropa
und der Sowjetunion belastet. Zwar mehren sich gegenwärtig die Anzeichen, die für die
Möglichkeit einer Überwindung der Krise sprechen: Die UdSSR nimmt an der KVAE teil
und ist darüber hinaus im März 1984 an den Verhandlungstisch der MBFR-Konferenz
zurückgekehrt; die USA die nach Jahren der Schwäche und Demütigung ihre Weltmacht-
stellung wieder konsolidiert haben und jetzt aus einer Position der Stärke und Festigkeit
verhandeln können, sind — nach Aussage Präsident Reagans — zu einem „konstrukiven
Dialog" mit der UdSSR bereit. Andererseits ist die Lage der Sowjetunion durch wirtschaft-
liche Schwierigkeiten, überhöhte Militärlasten und außenpolitische Überbeanspruchung
sowie vor allem durch tiefgreifende Führungsprobleme gekennzeichnet.
Ob Europa in dieser Situation eine eigenständige, vermittelnde Rolle zwischen beiden
Supermächten spielen kann, ist nach dem Scheitern der Gipfelkonferenz der Staats- und
Regierungschefs der Europäischen Gemeinschaft im März 1984 in Brüssel fraglicher denn
je. Die gesicherte Einbindung Westeuropas in die Atlantische Allianz bleibt deshalb eine
Grundbedingung der westeuropäischen Politik gegenüber der Sowjetunion. Die europäi-
sche Interessenlage erfordert jedoch einen Abbau der Ost-West-Spannungen und eine
Verbesserung des Verhältnisses zur UdSSR, um den Frieden zu sichern und die positiven
Ergebnisse der Entspannungspolitik der siebziger Jahre zu erhalten und auszubauen.
Der Ost-West-Handel und Bemühungen um Fortschritte im Bereich der Rüstungskontrol-
le, Abrüstung und sicherheitspolitischen Vertrauensbildung dürften in den kommenden
Jahren im Vordergrund der sowjetisch-westeuropäischen Beziehungen stehen. Während
der Handel mit der Sowjetunion für die westeuropäische Wirtschaft auch künftig interes-
sant bleibt, sind die Aussichten für MBFR und KVAE weniger günstig; das weitere Schick-
sal der unterbrochenen Verhandlungen zur Begrenzung der Mittelstreckenraketen in
Europa (INF) ist zur Zeit noch gänzlich offen. Eine Rückkehr zur Entspannung, zu der die
westeuropäischen Regierungen — und jetzt auch die amerikanische Administration —
grundsätzlich bereit scheinen, würde aber die Voraussetzungen für Fortschritte bei den
Verhandlungen verbessern. Ob es dazu kommt, hängt nicht zuletzt von den Lösung der
Führungsprobleme in der Sowjetunion ab.

Volker Rittberger: Europäische Sicherheit und die Neubewertung der Kern-
waffen in und für Europa
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 15/84, S. 13—26

Die grundlegenden Thesen lassen sich dahin gehend zusammenfassen,
1. daß land- und luftgestützte Kernwaffen in West- und Osteuropa eher ein Sicherheitsri-
siko für die betroffenen Länder darstellen, als daß sie einen Sicherheitszugewinn für sie
bewirken;
2. daß ein einseitiger vollständiger Verzicht der westeuropäischen Staaten auf die Andro-
hung atomarer Vergeltung gegenüber einer potentiellen Bedrohung durch eine Kernwaf-
fen besitzende Sowjetunion ein unkalkulierbares Risiko beinhalten und daher politisch
nicht vertretbar sein würde;
3. daß vor allem eine deutsch-französische Verständigung über eine nach außen hand-
lungsfähige westeuropäische Sicherheitsgemeinschaft einen nach allen Seiten hinlänglich
akzeptablen Beitrag zur Stärkung der (gesamt-)europäischen Sicherheit leisten würde.

Bernard von Plate: Deutsch-deutsche Beziehungen und Ost-West-Konflikt
Aus Politik und Zeitgeschichte, B. 15/84, S. 27—39
Die vielfach beschworene Eiszeit in den Beziehungen zwischen den beiden deutschen
Staaten nach dem Stationierungsbeginn amerikanischer Mittelstreckenwaffen auf dem
Boden der Bundesrepublik ist nicht eingetreten. Anfang 1984 waren die Kontakte zwi-
schen der DDR Und der Bundesrepublik so intensiv wie selten zuvor. Welche Motive hat
die SED-Führung, den Dialog mit Bonn fortzuführen? Handelt und handelte sie aus einem
spezifischen Eigeninteresse? War und ist Ost-Berlin ein willfähriges Instrument im west-
politischen Kalkül Moskaus?
Der Beitrag kommt u. a. zu dem Ergebnis, daß die DDR ein eigenständiges Interesse an
entspannten Beziehungen zur Bundesrepublik und zu Westeuropa insgesamt hat. Nur
durch eine Verknüpfung ihrer entspannungspolitischen Ziele mit den sicherheitspoliti-
schen Interessen der Sowjetunion konnte die DDR ihre Dialogbereitschaft mit der Bun-
desrepublik zur Geltung bringen. So entstand eine Parallelität zwischen der Politik der
Sowjetunion und der DDR, die jedoch nicht mit einer Instrumentierung der Deutschland-
politik der SED durch Moskau gleichzusetzen ist.


	Westeuropa und die Sowjetunion
	Entwicklungschancen des Ost-West-Verhältnisses in
	I. Weltpolitik im Wandel 
	II. Perspektiven der sowjetisch-westeuropäischen 

	Europäische Sicherheit und die Neubewertung der K
	I. De-Nuklearisierungsinitiativen für Europa 
	II. Sicherheitspolitische Defizite der amerikanis
	III. Ansätze zur Erneuerung der Sicherheitspoliti

	Deutsch-deutsche Beziehungen und Ost-West-Konflikt
	I. Der Dialog geht weiter 
	II. Gera und danach 
	III. Die DDR Š ein Instrument sowjetischer Westpo
	IV. Modus vivendi versus Beziehungen friedlicher 
	V. Warum Gera? 
	VI. Wirtschaft und Entspannung 
	VII. Die DDR Š ein europäischer Staat wie andere? 


